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Schwerpunkt 
Don’t choose Extinction
Die Zeit drängt. Die Appelle sind 

dramatisch. Die Klimakrise 
braucht sofortiges und 

entschlossenes Handeln auf 
allen Ebenen. 
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Editorial

Don’t choose extinction! Mit diesem dramatisch 
erscheinenden Appell fordert die UN-Vollversamm-

lung vor dem Klimagipfel in Glasgow die Staaten zum 
Handeln auf. Und ja, es ist höchst an der Zeit. 

Listen to the Science! Das fordern Fridays for Future 
aktuell. Und das fordern wir, Alternative, Unabhängige 
und Grüne Gewerkschafter*innen schon lange. 
Sachlichkeit, Faktenorientierung, Modernität und das 
immer mit dem Ziel für ein besseres Leben für alle.

Ein besseres Leben auf diesem Planeten gelingt aber nur, 
wenn wir mit Ressourcen sorgsam und intelligent umge-
hen und uns nicht gegen Naturgesetze und humanitäre 
Werte stellen. Der Club of Rome skizzierte dies bereits 
1972 in dem Bericht „Die Grenzen des Wachstums“. 
Alles hängt zusammen: Bevölkerungsentwicklung, unser 
Umgang mit Natur, Energie und Rohstoffen sowie auch 
unser Begriff von Arbeit und Leistung. 

Gut informiert handeln und dabei keine Zeit zu verlieren, 
ist auch für uns Gewerkschafter*innen wichtig in 
unserem Kampf um eine lebenswerte Welt und faire, 
sinnstiftende und gesunde Arbeit. 
Wir haben das Thema von vielen Seiten beleuchtet 
und Expert*innen zu Wort kommen lassen.

In diesem Sinn entscheiden wir uns nicht fürs Aussterben, 
sondern kommen ins Tun 

Marion
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Kennst du schon...?
In der Rubrik stellen wir (neue) Betriebsrät*innen, 
Personalvertreter*innen und Aktivist*innen der 
Unabhängigen Gewerkschafter*innen vor.

Mein Name ist Birgit Fink, ich bin seit 2005 als IT-Analy- 
tiker*in an der Universität Wien beschäftigt. Nach meinem 
abgeschlossenen Biologie-Studium habe ich als wissen-
schaftliche Mitarbeiter*in in unterschiedlichen Projekten 
gearbeitet, im Jahr 2000 wagte ich den Schritt in die 
IT-Welt. 
Seit 2016 bin ich Betriebsrät*in für das allgemeine Personal 
an der Universität Wien. Es waren vor allem die intensiven 
Gespräche mit den UVAB-UG Betriebsrät*innen und mein 
Wunsch mich aktiv in die Betriebsratsarbeit einzubringen, 
die mich dazu veranlasst hatten für die Wahl zu kandi-
dieren. Ich bin Mitglied des Nachhaltigkeitsbeirates der 
Universität Wien und vertrete somit als Betriebsrät*in die 
Anliegen des allgemeinen Personals. Die Nachhaltigkeits-
strategie der Universität Wien, der Beitritt zur „Allianz 
Nachhaltige Universitäten“ sind Teil-Ergebnisse, für die 
wir uns eingesetzt haben. Ich freue mich, in der neu gegrün-
deten AG Strukturwandel der Unabhängigen Gewerkschaf-
terInnen mitzuarbeiten, meine Erfahrungen einzubringen 
und neue Anregungen aus der AG mitzunehmen. Die 
Veränderungen, die mit der Klimakrise einhergehen wirken 
sich unmittelbar auf unsere Arbeitswelt aus. Es ist wichtig, 
die Weichen für unsere Zukunft jetzt zu stellen.

Ich bin Beratungslehrer und seit September Mitglied 
im Zentralausschuss für die Allgemeinen Pflichtschulen 
Wiens.
Als progressiv denkender Mensch bin ich „automatisch“  
zuerst zur Wiener APS-Gruppe Aktive Pflichtschul-
lehrer:innen (apflug.at) und dann zur schultypen- und  
bundesländerübergreifenden Österreichischen 
LehrerInnen Initiative (oeliug.at) gestoßen. 
Der Bildungsbereich ist ein hochpolitisches Thema, realpoli-
tisch wird in Wien gerade Bundesministerium (ÖVP/Grüne) 
gegen Bildungsdirektion (SPÖ/NEOS) gespielt. Dies macht 
es für Gewerkschafter:innen und Personalvertreter:innen 
nicht leicht anzusetzen, wenn BM und BiDI sich bei  
fehlenden Ressourcen und Vorgaben aufeinander ausreden. 
Gleichzeitig müssen wir Unabhängigen keine Rücksichten 
auf die parteipolitische Farbe unserer Gegenüber nehmen.
Die Themen, die uns aktuell v.a. beschäftigen sind 
einerseits Maßnahmen, um Schulen offen zu halten. Die 
Covid-Fallzahlen bei Schüler:innen sind bekannt hoch, 
Lehrer:innen übernehmen zusätzlich medizinische 
Aufgaben (Tests) und die Einspeisung der Daten 
(großteils mit privaten Geräten). Andererseits ist die 
Digitalisierung im Schulbereich nicht nur ein Hard-
ware-Problem, hier sind auch inhaltliche und soziale 
Fragen unbeantwortet.

Ich engagiere mich bei der ÖLI-UG, weil ich als Geschichts- 
lehrerin vor den Errungenschaften der gewerkschaftlichen 
Bewegungen der Vergangenheit große Hochachtung habe. 
Und es bleibt noch viel zu tun. Wer eine demokratische 
Gesellschaft will, muss in der Schule beginnen und davon 
sind wir weit entfernt. 
Es braucht mehr Mitbestimmung der Beteiligten. Es braucht 
partizipative und transparente Strukturen und ein Einbinden  
der Menschen auf Augenhöhe – auf allen Ebenen. In der 
Klasse, in der Schule, mit der Bildungsdirektion und dem 
Ministerium. Dafür setze ich mich ein. 

In einer Zeit von Pandemie, Klimakrise und steigender 
Vermögensungleichheit braucht es Mut für eine Schule der 
Zukunft, die die Kinder befähigt, diese Welt freudvoll 
mitzugestalten. Ständiges Vergleichen, Wiegen, Testen und  
Messen ist dabei nicht förderlich. Es braucht die nötigen  
Mittel, aber vor allem Beziehungsarbeit, Räume für Versuch 
und Irrtum und Lehrkräfte, die die nötige Zeit dafür haben. 
Sie müssen für ihre pädagogische Arbeit freigespielt sein  
und an jeder Schule unterstützt werden durch ein multi-
funktionelles Team aus Sozialarbeiter*in, Bildungsberater*in 
und Schulpsycholog*in. Dafür setze ich mich ein. 
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K O L U M N E

Die Debatte um eine Reform der Ar-
beitslosenversicherung reißt auch 
 im neuerlichen Lockdown nicht ab.

Mit dem Amtsantritt von Ar-
beitsminister Kocher ist eine neue 
Dynamik in die Überlegungen zur Ar-
beitslosenversicherung eingezogen. 
Auch wenn es in der täglichen Bericht-
erstattung nicht so durchscheint und 
von der Pandemie verdrängt wird, Ko-
cher scheint schwer entschlossen. Da-
bei soll es seiner Ansicht nach wenige 
Tabus geben. 

Die Einführung eines degressiven 
Arbeitslosengeldes über die derzeiti-
gen Regelungen der Notstandshilfe 
hinaus, scheint zwischen den Koali-
tionspartnern abgestimmt. Bislang 
konnte verhindert werden, dass die 
Höhe des Bezugs mit der Dauer von 
Arbeitslosigkeit, unter die derzeit gel-
tende 55%-Nettoersatzrate sinken 
könnte. Das Einfallstor zu einer Un-
terschreitung dieser Grenze ist aber 
geöffnet. Die Überlegungen zu Be-
rufsschutz, Entgeltschutz und Zu-
mutbarkeitsbestimmungen folgen der 
gleichen Zielrichtung. 

Menschen schneller 
in Arbeit bringen

Ziel ist es, die Vermittlung in Be-
schäftigung zu beschleunigen. Dabei 
wird bei den einzelnen Arbeitslosen 
angesetzt. Nach dem Motto, wenn es 
ihnen nur schlecht genug geht, wer-
den sie schon arbeiten. Aber der Preis 
ist hoch: Berufsschutz und Entgelt-

schutz bestehen, um eine Abwärts-
spirale bei der Qualifikation und beim 
Einkommen zu verhindern. Wenn die-
ser Schutz aufgeweicht wird, müssen 
innerhalb kürzerer Fristen Jobs un-
abhängig von der Qualifizierung oder 
dem vorherigen Verdienst angenom-
men werden. Bei neuerlicher Arbeits-
losigkeit geht es dann noch ein Stück 
herunter. Das alles unter der Voraus-
setzung, dass es auch wirklich Jobs für 
diese Menschen gibt. Die Auswirkun-
gen spüren aber alle Lohnabhängigen. 
Denn eine generelle Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen für alle 
wird damit erleichtert.

Zuverdienstgrenze in Diskussion
Derzeit können Personen, die 

Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung beziehen geringfügig da-
zuverdienen. Diese Möglichkeit soll, 
geht es nach den kolportierten Re-
formvorschlägen reduziert werden, 
obwohl dies auch eine Anbindung an 
den Arbeitsmarkt während Arbeitslo-
sigkeit ermöglicht. In vielen Branchen 
und z.B. bei Teilzeitbeschäftigung ist 
es zudem häufig nicht möglich, mit 
55% Nettoersatzrate das Auskommen 
zu sichern. Hier sprechen wir nicht 
von der Erhaltung des Lebensstan-
dards, sondern von der Existenz. 

Mehr für Alle
Zukunftsweisende Alternativen 

für die vielen bestehenden Probleme 
am Arbeitsmarkt sind nicht Teil der 
Überlegungen. Sei es die Bezahlung, 

die regionale Ungleichverteilung von 
offenen Stellen, die Lücke zwischen 
bestehenden Qualifikationen und be-
nötigten Arbeitskräften. All diese Pro-
bleme werden mit den bestehenden 
Reformvorschlägen nicht angegangen. 
Stattdessen geht der Arbeitsminister 
auf die Einzelnen los und unterstellt 
ihnen  implizit abwechselnd Unwil-
len, Unfähigkeit oder Faulheit. Damit 
wird nicht zuletzt die Spaltung der 
Gesellschaft weiter vorangetrieben.

Um die Lage von Arbeitslosen zu 
verbessern und die Arbeitsbedingun-
gen für Beschäftigte zu stabilisieren, 
braucht es ein höheres Arbeitslosen-
geld für alle. Eine Ersatzrate, von der es 
sich leben lässt. Davon profitieren alle 
Arbeitnehmer*innen und Lohnabhän-
gigen, weil sie weniger erpressbar wer-
den. Die Arbeitslosenversicherung ist 
dazu da, Lohnabhängigen das Risiko 
der Arbeitslosigkeit, dass sie nur sehr 
bedingt selbst beeinflussen können, 
abzusichern. Die aktuellen Reform-
vorschläge der Regierung zielen aber 
eher in die Richtung des „wer nicht ar-
beitet, soll auch nicht essen“. 

Eine deutliche Erhöhung der Net-
toersatzrate ist der einzige Weg, um 
Armut und Existenzangst zu bekämp-
fen und vor Lohndumping zu schüt-
zen.

Arbeitslosengeld rauf 
statt Arbeitslosengeld neu

TEXT Veronika Litschel
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Tikopia ist die südlichste bewohnte  
Insel der Salomonen. Noch vor  
wenigen Jahrhunderten betrieben 
die Menschen dort Schweinezucht. 
Die Wirtschaft florierte. Der Wohl-
stand wuchs. 

Die Grundlagen
Die wissenschaftlichen Grundla-

gen des Klimawandels sind rasch er-
klärt. Die Erdoberfläche absorbiert die 
von der Sonne kommende Strahlung 
und gibt sie in Form von Infrarotstrah-
lung wieder ab. Aufgrund bestimmter 
physikalischer Eigenschaften können 
Treibhausgas-Moleküle sehr effizient 
Infrarotstrahlung aufnehmen. Diese 
Energie strahlen die Moleküle in eine 
zufällige Richtung wieder ab – auch 
zur Erdoberfläche. Die Erde erwärmt 
sich. Bereits 1856 konnte Eunice New-
ton Foote die Natur der Treibhausgase 
beschreiben. Das Wissen, dass Koh-
lendioxid die Erde erwärmt, ist also 
keineswegs neu, sondern schon seit 
über 150 Jahren bekannt. 

Die Folgen
Auf Tikopia wurde die Anzahl der 

Schweine größer und sie verbrauchten 
immer mehr Ressourcen der kleinen Insel. 
Die Konflikte zwischen den Menschen 
nahmen zu…

Inzwischen macht sich der Kli-
mawandel nicht mehr nur in statisti-
schen Messreihen bemerkbar, er hat 
ganz direkte und katastrophale Fol-

TEXT Stefan Steindl

S C H W E R P U N K T

Don’t Choose 
Extinction
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gen und führt zu Extremereignissen, 
wie Hitzewellen oder Starkregen.

Im Juni 2021 kam es zu einer 
beispiellosen Hitzewelle in Nord- 
amerika, mit Temperaturen um die 
50°C in kanadischen Orten, an denen 
die Maximaltemperaturen im Juni 
normalerweise bei rund 25°C liegen. 
Diese Hitzewelle wäre ohne Klima-
wandel de facto unmöglich gewesen. 

Wenig später kam es zu Sturz-
fluten und Überschwemmungen in 
West- und Mitteleuropa, bei der über 
220 Menschen starben, davon allein 
184 Menschen in Deutschland. Auch 
dieses Starkregenereignis wäre ohne 
Klimawandel deutlich unwahrschein-
licher gewesen. 

In Madagaskar sind aufgrund von 
Trockenheit 400.000 Menschen 
akut vom Hungertod betroffen und  
1,14 Millionen leiden unter Ernäh-

rungsunsicherheit. Die UNO spricht 
von der ersten Hungersnot, die aus-
schließlich durch die Klimakrise ver-
ursacht wird. 

In Uganda mussten 4.000 Men-
schen vor einer Flut flüchten. Ebenso 
in Nigeria, wo 300 Häuser zerstört 
wurden. Im August kam die nächste 
Überschwemmung nach Nigeria und 
tötete mindestens 21 Menschen. In 
Algerien führte die Hitzewelle Luci-
fer im August zu einer mörderischen 
Hitze mit 90 Toten. Die dadurch aus-
gelösten Waldbrände waren schlim-
mer als alle Brände von 2002 bis 2020 
zusammen.

Und das sind nur Berichte von Ex-
tremwettereignissen aus dem Jahr 
2021!

 Studien zeigen, dass Teile des Na-
hen Ostens und Nordafrika aufgrund 
des Klimawandels unbewohnbar wer-
den. Aber auch in Südostasien, Süd-

amerika und Zentralafrika würden 
die Temperaturen in einer +3°C-Welt 
so stark ansteigen, dass Teile die-
ser Regionen nicht mehr bewohnbar 
sind. Im IPCC-Sonderbericht über den 
Ozean und die Kryosphäre befürch-
tet der Weltklimarat, dass schon das 
Erreichen des 2°C-Zieles ab dem Jahr 
2050 für 280 Millionen Menschen die 
Flucht vor dem steigenden Wasser be-
deutet. 

Inzwischen warnt der Weltklima-
rat und immer mehr Forscher*innen 
vor einem existentiellen Risiko für 
die gesamte Menschheit. Die Studie 

„Challenges and Choices for Europe“ 
des europäischen Parlaments spricht 
von „the extinction of humankind 
altogether“ – also dem Aussterben der 
Menschen – als mögliche schlimmste 
Folge des Klimawandels. 

Wir müssen lernen 
…die Menschen auf Tikopia erkann-

ten ihr Problem. Sie entschieden sich ihre 
Wirtschaft auf Fischfang umzustellen. 
Sie entwickelten neue Technologien…

Der Weltklimarat kommt in sei-
nem neuen Sachstandsbericht zu dem 
Schluss, dass das 1,5°C-Ziel nur noch 
mit einer sozioökonomischen Zu-
kunft erreicht werden kann, in der 
nicht mehr das Wirtschaftswachstum 
im Fokus steht, sondern das menschli-
che Wohlbefinden. Mit einer Zukunft, 
in der die Einkommensungleichhei-
ten zwischen den Staaten und inner-
halb der Staaten durch Investitionen 
in Bildung, Gesundheit und Soziales 
reduziert werden. 

 Ebenso wie die Menschen auf Tiko-
pia müssen wir lernen rational und 
vernünftig zu handeln. Wir müssen 
Technologien entwickeln und in sol-
che investieren, die das fossile Zeitalter 
beenden. Die reichen Länder mit ho-
hen Treibhausgasemissionen müssen 
durch neue Technologien ihre Emissi-
onen auf Null senken und den armen 
Ländern muss mit neuen Technolo-
gien ein Wirtschaftswachstum – und 
damit Wohlstand garantiert werden, 
ohne dass sie erst den Weg über Treib-
hausgasemissionen gehen müssen. 

Die USA und Europa sind hauptsäch-
lich für die historischen Kohlendioxid- 
emissionen verantwortlich und damit 
für einen Großteil der Erderwärmung. 
Mit der Nutzung fossiler Brennstoffe 
sicherten sich die USA und Europa 
über viele Jahrzehnte Wirtschafts-
wachstum und damit Wohlstand.

Es ist notwendig und gerecht, dass 
die USA und Europa mit ihrer Wirt-
schaftsleistung in neue Technologien 
zum Klimaschutz investieren und 
diese Technologien allen Ländern zur 
Verfügung stellen.

Eine bessere Welt bauen
…sie gaben Streitereien zwischen den 

Stämmen auf. Sie begannen lang fristig 
zu denken und zu handeln – und über-
lebten.

 Wir werden eine menschliche Zivi-
lisation aufbauen, die Wachstum nicht 
generell ablehnt. Die aber kontrolliert 
wächst und die dieses Wachstum dem 
Wohlbefinden von allen Menschen 
global unterordnet. Wir werden in 
langfristige Projekte investieren, ob 
Medizin, Infrastruktur oder neue 
Technologien, die der Menschheit an 
sich zugutekommen. Wir werden über 
solche Projekte wachsen. Nicht nur 
wirtschaftlich. 

Wir werden schlussendlich un-
sere eingebildete Wichtigkeit, unser 
stolzes, lächerlich nationales Posie-
ren ablegen. Wir werden diese Welt 
nicht nur gerechter und lebenswerter 
machen, wir als Menschheit werden 
selbst an diesen Idealen und einer ge-
rechteren und lebenswerteren Welt 
wachsen. 
Entweder so oder die Menschheit hat 
keine Zukunft.

Das Wissen, dass 
Kohlendioxid die Erde 
erwärmt, ist also kei-

neswegs neu, sondern 
schon seit über 150 

Jahren bekannt. 

Ebenso wie die 
Menschen auf Tikopia 

müssen wir lernen 
rational und vernünftig 

zu handeln.

T H E M A

die Alternative • 2021
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I n der Wissenschaft geht man 
landläufig davon aus, dass Men-
schen in der Lage sind kausale 

Zusammenhänge zu erkennen und 
daraus abgeleitet rationale Entschei-
dungen zu treffen. Viele Jahrzehnte 
wurden Klimaaktivist*innen und 
Klimaforscher*innen breitflächig als 
zumindest etwas seltsame Hysteri-
ker*innen angesehen. Mit der immer 
näher rückenden eigenen Betroffen-
heit ist es nur noch für hartgesottene 
Verweigerer*innen möglich, die Aus-
wirkungen des Klimawandels in Zwei-
fel zu ziehen.

Trotzdem bleibt die 
Handlungsebene schwierig.
Eigentlich ist klar: es geht nicht mehr 
darum, ein bisschen das Auto stehen 
zu lassen, etwas mehr Bio einzukau-
fen oder auf den Fernurlaub mit dem 
Flugzeug zu verzichten. Es braucht 
einen radikalen Umbau unserer Ge-
sellschaft und Arbeitswelt, um die Kli-
makatastrophe zu vermeiden. 
 Auf der individuellen Ebene ist es al-
lerdings schwierig, Veränderungen zu 
bewirken. Die Verantwortung bei Ein-
zelnen abzuladen, ist Feigheit der Po-
litik. 

Konzepte wie Just Transition, der 
demokratische, gerechte Verände-
rungsprozess hin zu einem grünen 
Wirtschaften, können Handlungsop-
tionen aufzeigen. Auch mit dem auf 
europäischer Ebene abgeschlossenen 
Green-New-Deal wurde bis 2050 eine 
Messlatte gesteckt, die nationalstaat-
liches Handeln fordert. 

In der Auslegung dessen, was unter 
gerechtem Wandel verstanden wird 
und notwendig ist, gibt es allerdings 
enorme Unterschiede. Das minimale 
Konzept beinhaltet reines Umrüsten 
von industriellem Wirtschaften auf 
grünere Jobs, den Ausstieg aus fossilen 

Brennstoffen und die Erwartung, dass 
durch mehr Geld in Forschung und 
Entwicklung auf Verzicht verzich-
tet werden kann. Auch wenn all diese 
Maßnahmen dringend notwendig 
sind, um eine Veränderung unseres 
Wirtschaftens zu erreichen, braucht 
es erheblich mehr.

Es könnte sie geben!
Jede Epoche zeichnet sich durch be-
stimmte Merkmale vor und nach 
ihrer Zeit aus. Auslöser sind meist 
einschneidende Ereignisse. Für diese 
Epoche können wir sie schon sehen. 
Unser Ereignis sollte aber nicht das 
Ansteigen der Meeresspiegel und des-
sen Auswirkungen sein, sondern die 
von uns selbst gestaltete Zukunft. 
Eine Gesellschaft, die nicht aus Gier 
ständig nach Wachstum streben muss, 
um sich schlussendlich selbst zu ver-
nichten, sondern tatsächlich ein gu-
tes Leben für alle bietet: Ein anderes 
Wirtschaften, eine Neubewertung 
von Arbeit, eine Umverteilung des 
Vermögens und die Reduktion von Ar-
beitszeit, aber auch mehr Platz für Alle, 
grünere Städte, gesünderes Essen und 
endlich mehr Zeit, um diesen wunder-
baren Planeten zu genießen.

TEXT Vera Koller
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S C H W E R P U N K T

 Auf der individuellen 
Ebene ist es allerdings 
schwierig, Veränderun-
gen zu bewirken. Die 
Verantwortung bei Ein-
zelnen abzuladen, ist 
Feigheit der Politik

Ein Appell an unsere 
menschliche Vernunft!
Nach Jahrzehnten des Verleugnens sehen auch Zweifler*innen 
die drastischen Auswirkungen. Überschwemmungen, Muren, 
Hitzeperioden gehören schon längst zur Realität.
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TEXT Vera Koller, 
Marion Polaschek 
und Karin Stanger, 

Stefan Steindl

T H E M A

Wer diese Geschichte der Ver-
änderung erzählt, wer Leuten 
ihre Ängste nicht wegleugnet, 
sondern sie versucht ernst zu 
nehmen, wer Mut beweist und 
hinter diesem Wandel steht, 
übernimmt Verantwortung 
und nimmt Menschen mit.

KO
M

M
EN

TA
R Ökosoziale Steuerreform? 

Too little – Too late
Die Industrialisierung und das ungebremste Wachstum werden weltweite, 
irreversible Folgen haben. Diese Steuerreform ändert daran so gut wie nichts. 

Listen to the Science
Seit mittlerweile einigen Jahren mahnt Fridays for Future: Listen to the Science. 

Mit einem viel zu niedrigen CO2-Preis von 30 Euro und dem Festhalten an klima- 
schädlichen Subventionen, Stichwort „Dieselprivileg“, hat die Regierung aber  
gerade das verabsäumt. Wenn nur mit Steuern ein Lenkungseffekt erzielt werden 
soll, dann braucht es laut einhelliger Meinung der Wissenschafter*innen einen 
Preis von mindestens 100 Euro pro Tonne CO2. Auch der sogenannte Pfad – also die 
geplante Erhöhung des CO2-Preises auf nur 55 Euro bis 2025 – ist bei weitem nicht 
ausreichend.

Klimabonus wenig treffsicher
Das Nachverhandeln der Grünen, damit auch arbeitslose Menschen und Mindest- 

sicherungsbezieher*innen den Klimabonus bekommen, ändert daran wenig. Nicht 
nur die regionale Unterscheidung in der Höhe, die selbst bei freundlichster Betrach-
tung nur als Bedienung des türkisen Wähler*innenklientels betrachtet werden 
kann, sondern auch die Nichtberücksichtigung von individuellen Belastungen bzw. 
sozialen Kriterien, zeigt mit welcher Mentalität an die Sache heran gegangen wird.

 Völlig unverständlich bleibt, wie man bei einer ökosozialen Steuerreform die 
Pendlerpauschale und das Steuerprivileg auf Diesel unangetastet lassen kann. 
Auch Energiearmut, etwa im Zusammenhang mit nicht finanzierbaren Heizkosten 
im Winter, wird als Kriterium völlig außen vor gelassen. Beim Klimabonus wäre  
es treffsicherer gewesen nach sozialen Kriterien vorzugehen, statt nach der Post-
leitzahl.

Massive Geschenke für die Wirtschaft
Die großen Gewinner der Steuerreform sind einmal mehr die Unternehmen.  

Sie erhalten Steuersenkungen von 1 bis 1,5 Mrd € ohne Gegenleistung. Dabei  
sind unsere Steuern Bausteine für ein gutes Zusammenleben und den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Es wäre also nur gerecht gewesen, wenn die, die am meisten 
haben, auch mehr zur Steuerreform beitragen. Es kommt aber anders: Die stufen-
weise Senkung der Körperschaftsteuer kostet die Allgemeinheit rund 800 Millionen  
Euro, davon profitieren hauptsächlich große Konzerne. Dabei sind diese Gelder 
dringend notwendig für Investitionen in Pflege und Gesundheit, Green Jobs, Aus-
bau der Kindergärten, Existenzsicherung für Arbeitslose, Bildung und öffentlichen 
Verkehr und nicht zuletzt Klimaschutz. 

Vom großen Prestigeprojekt ist wenig über!
Diese Regierung hätte zeigen können, dass sie jetzt verstanden hat, was die  

Politik bisher vernachlässigt hat: Klimaschutz ist vor allem Schutz der Menschen. 
Fehlender Klimaschutz wird auch in Zukunft Schwächere überproportional  
treffen, was die Klimakatastrophe immer mehr zu einer sozialen Katastrophe 
macht. Die Steuerreform klingt vor allem im Titel ambitioniert, bleibt aber in  
weiten Teilen hinter dem Notwendigen zurück
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Als Biologin und politische 
Aktivistin – wie erleben Sie 
diese beiden Zugänge?

Die Zoologie hat mich die ökologi-
schen Zusammenhänge gelehrt und 
gezeigt, wie schlimm die Klimakrise 
wirklich ist. Aber trotz der vielen Er-
kenntnisse passierte nichts in der Po-
litik. Das war mein Wachrütteln. Ich 
kehrte also der Wissenschaft den Rü-
cken und machte ein Praktikum bei 
der Klimarahmenkommission der 
Vereinten Nationen unter der An-
nahme, dass dort mutige Klimapolitik 
passiert. Das war zwar nicht der Fall, 
aber ich habe Aktivist*innen aus al-
ler Welt kennengelernt und erkannt: 
es ist nicht nur eine Krise von Zahlen, 

Daten, Fakten - es ist eine menschli-
che Krise. Und obwohl ich zuvor po-
litisch nicht aktiv war, habe ich mich 
entschlossen, es zu werden. 

Hilft der wissenschaftliche 
Hintergrund im politischen 
Aktivismus?

Von Aktivist*innen wird erwartet, 
bei vielen Themen Bescheid zu wissen -  
 Klima streift einfach alles. Zu wis-
sen, welchen Quellen ich vertrauen 
kann und Wissenschaftler*innen um 
Einschätzungen und Statements zu 
bitten, das hat mir mein Hintergrund 
sehr erleichtert. Das Statement von 
Fridays for Future ist ja: Listen to the 
Science, und nicht, wir wissen es bes-
ser. 

Wird derzeit mehr auf 
die Wissenschaft gehört? 

Immer mehr Expert*innen erhe-
ben ihre Stimmen und bekommen 
auch teilweise Öffentlichkeit. Aber 

umgesetzt wird von der Politik wenig. 
Gerade in der Klimawissenschaft wird 
es immer emotionaler und politischer, 
weil so lange nichts weiter ging. Gut 
zu sehen, dass jetzt viele aufstehen 
und sich zu Wort melden.

S C H W E R P U N K T

 Es ist wie bei der 
Rettungsgasse: auch 
kleine Autos müssen 

mitmachen! 

Katharina Rogenhofer, Biologin, Klimaaktivistin  
und Autorin über Fakten, Motivation und 
warum das Klimathema am Frühstückstisch 
angekommen ist.

Von Farcen und Chancen 
in Zeiten der Klimakrise

Das Interview führte Marion Polaschek
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Ist der Kontakt zu langjährig 
mahnenden Expert*innen, 
wie Helga Kromp-Kolb oder
Josef Riegler eher Ansporn 
oder desillusionierend?

Beides. Schön ist, von diesen Perso-
nen zu hören, wieviel Kraft ihnen die 
neue Klimabewegung gibt. Es sei noch 
nie so viel in so kurzer Zeit weiterge-
gangen, sagen sie – zumindest im Dis-
kurs. Das bestärkt mich. Andererseits 
fühlen sich die letzten drei Jahre auch 
für mich oft zu lang an, denn gehan-
delt wird zu wenig. 

Ist das Thema Klimaschutz 
schon in der Mitte der 
Gesellschaft angekommen?

Ja, schon allein durch Greta Thun-
berg. Es geht im Diskurs nun nicht 
mehr um ein Öko- sondern ein Zu-
kunftsthema: wie werden meine Kin-
der, Enkel, Nichten und Neffen, ich 
selbst leben? Wir kommen weg von 
der individuellen, moralisierenden 
Ebene, hin zur systemisch-politi-
schen. Und das Thema ist in den Fami-
lien angekommen. Junge Menschen 
sprechen es am Frühstückstisch an 
und erreichen damit mehr und andere 
Gruppen als früher.

Wie schaut es für Österreich
aus, wenn wir nichts tun?

Das ZAMG prognostiziert eine Er-
hitzung um zirka fünf Grad. Das wäre 
ein fundamental anderes Österreich. 
Land- und Forstwirt*innen erzählen 
jetzt schon von Dürreperioden, Stark- 
regenereignissen, ausfallenden Obst- 
ernten und Schädlingsplagen. Wir ha-
ben mehr Hitzetage, besonders die 
Städte heizen sich auf. Unsere Glet-
scher verschwinden, was zu Hang- 
rutschungen führt. Alles was wir nicht 
wollen, wird mehr. 

Bei 3 bis 4 Grad mehr werden 2.000 
km nördlich und südlich des Äquators 
zur Todeszone mit 38-40 Grad 
Lufttemperatur und über 70 Prozent 
Luftfeuchtigkeit. Dort sterben dann 
Menschen im Freien, weil Schwitzen 

nicht mehr abkühlt. Das wird zu glo-
balen Fluchtbewegungen und politi-
schen Verwerfungen führen, auch bei 
uns. Schon der Unterschied zwischen 
1,5 und 2 Grad bedeutet hunderte Mil-
lionen mehr Menschen, die von Armut 
und Flucht betroffen sein werden. 

Wie erreicht man die Menschen 
mit diesen Szenarien, ohne sie 
wieder zu verlieren?

Die Prognosen zeigen die Dring-
lichkeit. Wir dürfen aber nicht bei den 
Drohszenarien stehenbleiben, son-
dern müssen positive Visionen aufzei-
gen, wie es sein kann. Das Österreich 
der Zukunft ist eines mit belebten 
Ortskernen, sauberer Luft, ohne Lärm, 
wo Kinder auf der Straße in Sicherheit 
spielen, mit Bäumen und begrünten 
Fassaden und Fotovoltaik auf den Dä-
chern. Es wird auch eine friedlichere 
Welt ohne Kriege um Ressourcen sein.

Was kann Österreich 
als kleines Land tun?

 Es ist wie bei der Rettungsgasse: 
auch kleine Autos müssen mitma-
chen! Über unsere Lieferketten kön-
nen wir Strahlkraft erreichen, denn 
ein Großteil unserer CO2 Emissionen 
fallen dort an, wo für uns produziert 
wird. Die EU ist hier wichtig. Wenn 
wir in Europa eine klimagerechte Ge-
sellschaft bauen, kann das exportiert 
werden und andere Länder müssten 
den fossilen Weg nicht mehr gehen.

Wie gut sind wir mit der 
ökosozialen Steuerreform 
aufgestellt?

Der Lenkungseffekt fängt bei 50-60 
Euro pro Tonne CO2 an, da sind wir 
erst in 4 Jahren. Es war zwar gut, in 
das System einzusteigen, aber wenn 
es versagt, hilft das nicht. Und ich kri-
tisiere die Beibehaltung klimaschäd-
licher Förderungen, in die laut WIFO 
Studie aus 2016 jährlich 4,7 Milliar-
den staatliche Mittel fließen. Das ist 
marktverzerrend. Der Klimabonus 
wiederum ist gut. Daher könnte man 
den CO2 Preis höher ansetzen, weil er 
dadurch sozial verträglicher wird.

Was müssen die nächsten 
Schritte für die Politik in
Österreich sein?

Das Klimaschutzgesetz ist 2020 
ausgelaufen. Eine Farce in Anbetracht 
der drohenden Klimakatastrophe. Es 
fehlen Pläne für die Erreichung der 
Klimaneutralität 2040. Klimaschädli-
che Subventionen müssen abgeschafft 
und leistbarer öffentlicher Verkehr 
muss ausgebaut werden! Das Klima- 
ticket war wichtig. Aber es braucht 
auch die Variante um 365 Euro pro 
Bundesland. Das Gesetz zu erneuer-
barer Energie ist gut, aber der Ausbau 
muss auch real in den Bundesländern 
weitergehen. Straßenbauprojekte 
müssen überdacht und es muss Alter-
nativen zum Auto für Pendler*innen 
geben.

Was kann die Gewerkschafts- 
bewegung beitragen?

Über den Arbeitsmarkt der Zukunft 
nachdenken, was man mit Berufen 
macht, die sich verändern – Just Tran-
sition als Schlagwort. Schauen, was 
im Betrieb möglich ist: Gruppen grün-
den, Vorschläge machen, dranbleiben. 
Unternehmen sind große Hebel. Was 
Gewerkschaften immer schon gut 
konnten, ist vernetzen, mobilisieren, 
politisch aktiv werden und Verände-
rung einfordern. Lässt man die Frage 
zu, was kann Österreich schon allein 
tun, dann wäre die Antwort: bleiben 
wir nicht allein, sondern werden wir 
auch international aktiv!

I N T E R V I E W

Das Gesetz zu erneuer-
barer Energie ist 

gut, aber der Ausbau 
muss auch real in 

den Bundesländern 
weitergehen. 



12 die Alternative • 2021

S C H W E R P U N K T

D ie EU-weite Emissionsreduk-
tion soll 55% statt 30% bis 
2030 betragen. Auf die euro-

päische Industrie und deren Beschäf-
tigte kommen damit drei strategische 
Weichenstellungen zu: Die Dekar-
bonisierung, die Digitalisierung und 
die notwendige Deglobalisierung als 
mögliche Folge der Verwerfung der be-
stehenden Lieferketten durch COVID. 
Alle drei zusammengedacht ergeben 
einen tiefgreifenden Strukturwandel, 
der insbesondere auch hinsichtlich 
der Interessen der Arbeitnehmer*in-
nen zu gestalten ist.

 Der Umbau der Industriegesell-
schaft ist unausweichlich, aber ver-
gleichbar mit einer Operation am 
offenen Herzen. Gesellschaftlicher 
Wohlstandsgewinn in Europa war im-
mer stark mit Industriewachstum und 
daraus resultierenden gestiegenen 
Löhnen verknüpft.

Auch wenn industrielle Produkti-
onsformen aus sozialer und ökologi-
scher Sicht immer wieder hinterfragt 
werden, soll Österreich und Europa 
weiter Industriestandort bleiben. Nie-
manden ist geholfen, wenn künf-
tig Industrieprodukte wo anders 
unter schlechteren Arbeitsbedingun-
gen und geringeren Umweltstandards 
noch billiger für den Konsum produ-
ziert werden.

Im Zusammenhang mit einer 
klimagerechten Ausrichtung des 
Wirtschaftslebens lauten die ent-
scheidenden Fragen aber: was, wie 
und wie viel soll produziert werden. 

Die Antworten dürfen nicht einfach 
dem Markt überlassen werden, son-
dern brauchen politische Gestaltung 
und eine Strategie, die ökologische 
und soziale Aspekte stark ins Zent-
rum rückt. 

Der europäische Ansatz zur Gestal-
tung dieser Transformation ist aber 
weiter fast ausschließlich vom Dogma 
der einseitigen Marktzentriertheit be-
stimmt. Dabei geht man grundsätzlich 
davon aus, dass ein intensives Förder-
wesen für private Unternehmen neue 
klimafreundliche Branchen wachsen 
lässt und so neue Arbeitsplätze ent-
stehen. Der Staat hat die Funktion des 
Fördergebers, ist aber industriepoli-
tisch weitgehend passiv.

Diese Passivität hat nicht nur den 
Nachteil, dass öffentliche Investiti-
onen – im Unterschied zu privaten 
Investitionen – dem Staat keinen un-
mittelbaren wirtschaftlichen Nutzen 
bringen dürfen und somit daraus re-
sultierende Gewinne praktisch priva-
tisiert werden, sondern vernachlässigt 
standort- und regionalpolitische Über-
legungen sträflich.

Eine aktive Förderpolitik, die eine 
tiefreifende Transformation und da-

Sozialer Flankenschutz für 
den ökologischen Industrieumbau!
Die Europäische Union hat ihre Klimaziele verschärft. Spät aber doch, wird endlich 
nicht mehr darüber diskutiert ob, sondern wie gehandelt werden soll.

TEXT Albert Steinhauser

mit Strukturänderung bewirken soll, 
muss nach zahlreichen Erfahrungen 
der Vergangenheit immer mit Stand-
ortgarantien durch die Industrie kom-
biniert werden. Nur so ist es möglich 
für arbeitsmarkt- und regionalpoli-
tischen Flankenschutz zu sorgen. Es 
wäre nicht das erste Mal, dass Unter-
nehmen Fördertröpfe leeren ohne sich 
längerfristig den dahinterliegenden 
Zielen für eine Region verpflichtet 
zu fühlen. Wer aber keine abgesicher-
ten regionalpolitischen Überlegun-
gen anstellt, wird strukturschwache 
Regionen schaffen, die zu perspek-
tivenlosen Problem- und Abwande-
rungszonen werden.

Am Beispiel der Mobilität lässt sich 
auch erkennen, dass eine Verschie-
bung von Arbeitsplätzen im Bereich 
der metallverarbeitenden Produk-
tion hin zu Elektronik-Komponenten 
und Dienstleistungen zu erwarten ist, 
Stichwort Elektromobilität. Die neu 
entstehenden Arbeitsplätze werden 
nicht automatisch jenen offen stehen, 
deren Tätigkeiten in Folge der Trans-
formation nicht mehr nachgefragt 
werden. 

Der Staat hat die 
Funktion des 

Fördergebers, ist aber 
industriepolitisch 

weitgehend passiv.
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T H E M A

S tahl ist das Rückgrat der Industriegesellschaft. Au-
tos, Fahrräder, Züge, Schiffe, Beton-Bauteile, Kräne, 
Rohre, Maschinen, Werkzeuge – überall steckt Stahl 

drin. Das Problem: Bei der Herstellung wird besonders viel 
CO2 in die Atmosphäre gepustet. Die Voestalpine hat 2020 
die Liste der größten Emittenten in Österreich angeführt. 
(11,4 Mill. Tonnen CO2.) Für die Stahlindustrie gilt, dass sie 
spätestens 2050 klimaneutral sein muss. Die Voestalpine 
hat sich vorgenommen Vorreiterin in Sachen klimaneut-
raler Stahlproduktion zu sein. Und die Regierung gibt aus: 
Österreich soll Technologieführer in der Stahlerzeugung 
sein, wettbewerbsfähig und klimafreundliche Jobs sichern. 
Klingt gut, aber ist es auch möglich?

Wasserstoff kein Allheilsbringer 
Mit greentec steel hat die Voestalpine einen Stufenplan 

vorgelegt. Zuerst soll durch den Einsatz einer Hybrid-Elek-
trostahlroute bis 2030 die CO2-Emissionen um ein Drittel 
reduziert werden. Zudem wurde eine Wasserstoffpilot-
anlage in Betrieb genommen. Diese soll helfen langfristig 
CO2-freien Stahl zu erzeugen. Dafür braucht es aber aus-
reichend Grünstrom. Also vereinfacht gesagt, geht es da-
rum, im Hochofen Kohle und Koks durch Strom und später 
durch Wasserstoff zu ersetzen.

Ein engagierter Plan. Nichtsdestotrotz wird die Voestal-
pine auch weiterhin das Feld der CO2-Emissionen an-
führen, denn nur ein Drittel der Emissionen bis 2030 zu 
reduzieren, ist zu wenig. Wasserstoff wird von vielen als 
der Energieträger der Zukunft gefeiert , doch viele Wis-
senschafter*innen warnen: Als Allheilsbringer sollte 
Wasserstoff nicht angesehen werden. Für die Wasserstoff-
herstellung werden viele erneuerbare Energien benötigt 
und etwa 30% der Energie, die für die Produktion benötigt 
werden, gehen verloren. Nicht umsonst sagte Katharina 
Rogenhofer vom Klimavolksbegehren: „Wasserstoff ist der 
Champagner der Energiewende.“

Die voestalpine AG 
und die Klimaneutralität

TEXT Karin Stanger

 Wer dafür keine Ausbildungsstra-
tegie entwickelt, wird den Struktur-
wandel nicht erfolgreich gestalten. 
Ein akuter Fachkräftemangel würde 
dann einer nicht einfach aufzulösen-
den strukturellen Arbeitslosigkeit 
gegenüberstehen. Eine Auseinander-
setzung mit der Frage, welche Qualifi-
kationen künftig nachgefragt sind, ist 
unumgänglich. Im Idealfall würden 
bestehende Arbeitsplätze erhalten 
und weiterentwickelt werden. Dort,  
wo das nicht möglich ist, braucht es 
Perspektiven für jene, deren Arbeits-
kraft künftig weniger benötigt wird.

Eine Klimawende, die diese Heraus-
forderungen nicht bewältigt, wird we-
nig Akzeptanz haben und reaktionäre 
rechte Kräfte stärken, die vermeint-
lich vorgeben, diese Entwicklungen 
zu stoppen. Eine Verschärfung der ge-
sellschaftlichen Spaltung entlang Ge-
winner*innen und Verlierer*innen 
der Transformation darf nicht einfach 
in Kauf genommen werden. 
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A nfang Oktober wurde unter dem Titel 
„ökosoziale Steuerreform“ ein großes 
steuerpolitisches Maßnahmenpaket prä-

sentiert und (unter erschwerten Bedingungen) 
beschlossen. Dass Punkte davon, wie die Sen-
kung von Gewinnsteuern, weder ökologisch noch 
sozial sind, ist ebenso Fakt wie die Tatsache, dass 
Teile davon in die richtige Richtung weisen, wie 
eine CO2-Bepreisung und ein Klimabonus. Dass 
die CO2-Bepreisung für maßgebliche Lenkungs-
effekte zu niedrig ausfällt und der Klimabonus 
Wiener:innen massiv benachteiligt, ist ärgerlich, 
globalökologisch aber sekundär. Denn es wäre in 
der momentanen Phase generell fahrlässig, sich 
nur auf die Politik zu verlassen, zeigt sie doch, 
dass sie viel zu schnelllebig ist, um Maßnahmen 
in der Größenordnung einer echten ökosozialen 
Wende auf Schiene zu bringen. Selbst abseits von 

Krisen und Korruption ist Regierungspolitik viel 
zu oft kurzfristige Klientelpolitik und viel zu sel-
ten echte Zukunftsgestaltung.

Echte nachhaltige Entwicklungen erfolgen 
vor allem auf gesellschaftlicher Ebene, allem vo-
ran in unseren Mobilitäts- und Konsummustern. 
Hier kann ein zeitlicher Blick zurück und ein 
Vergleich mit heute durchaus optimistisch stim-
men: die Richtung stimmt, das Tempo ist aber zu 
niedrig. Hier sollte nachhaltige Steuerpolitik an-
setzen: Zur Beschleunigung bestehender Trends. 

Anbei beispielhaft zwei Aspekte:

Mobilität
Das eigene Auto verliert seine Rolle als Sta-

tussymbol, als Transportmittel bleibt es für viele 
Regionen allerdings vorerst unerlässlich. Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs ist eine Selbst-
verständlichkeit, daneben braucht es aber auch 
kurzfristig wirksame Maßnahmen im Indivi-
dualverkehr: Massive steuerliche Anreize auf 
emissionsärmere und kleinere Fahrzeuge umzu-
steigen. Auch im Betrieblichen bräuchte es statt 
Gewinnsteuergeschenken mehr steuerliche An-
reize für emissionsärmere Fuhrparks. Statt eines 
Dieselprivilegs braucht es ein Schadstoffredukti-
onsprivileg.

Landwirtschaft und Lebensmittel
Apropos: Großer Bremsklotz beim Dieselpri-

vileg ist die Landwirtschaft, die beim genannten 
„Betrieblichen“ mitgedacht ist. Daneben gilt es 
auch hier, westliche Megatrends steuerpolitisch 
zu katalysieren: Die Forderung nach Anerken-
nung von Pflanzenmilch als Grundnahrungs-
mittel (10 %-ige USt.) ist nicht neu. Neuere und 
kreative Ansätze wären bspw. Ökosteuern auf 
Kraftfutter, Anreize zur Umrüstung auf artge-
rechtere, kleinteiligere Tierhaltung (Stichwort 
Qualität statt Quantität), oder Mindestpreise 
für Fleisch. Zu radikal und nicht umsetzbar? Al-
les eine Frage der Perspektive: Das Bestehen auf 
das tägliche Wurstbrot, das alltägliche Schnitzel 
und den wöchentlichen Braten ist genauso out 
wie die eigenen dreistelligen PS. Fragen Sie ihre 
Kinder.

TEXT Florian Schall

Die ökosoziale Wende 
muss oberstes Ziel bleiben
Ob sie trotz oder wegen der aktuellen Bundesregierung
gelingt, ist dabei zweitrangig. 

S C H W E R P U N K T

 
Zu radikal und nicht 

umsetzbar? Alles eine Frage 
der Perspektive
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T H E M A

D er öffentliche Verkehr ist für das soziale 
Wohlergehen und die Bekämpfung des 
Klimawandels von grundlegender Be-

deutung. Er bietet Transportmöglichkeiten für 
diejenigen, die kein Auto haben oder nicht selbst 
fahren können oder wollen und verursacht weit 
weniger Treibhausgasemissionen als das Auto-
fahren.

Öffentliche Verkehrsmittel attraktiver zu ma-
chen bedeutet, sie billiger und schneller zu ma-
chen. Wiens 365-Euro-Jahreskarte zeigt, wie 
Preissenkungen die Fahrgastzahlen erhöhen. 
Das neue Klima-Ticket Österreich ist ein weite-
rer mutiger Schritt gegen den Klimawandel.

Bei der Beschleunigung des öffentlichen Ver-
kehrs geht es nicht um die Geschwindigkeit der 
Verkehrsmittel an sich - Busse und Bahnen sind 
bereits schnell genug - sondern vielmehr darum, 
die Reise der Fahrgäste zu beschleunigen. Dazu 
braucht es den klugen Einsatz von Technik und 
politischen Mut.

 Der Vorrang für den öffentlichen Verkehr 
beschleunigt Busse und Bahnen durch die Be-
reitstellung exklusiver Fahrspuren und opti-
mierter Verkehrssignale. Eine durchdachte 
Verkehrstechnik kann dem öffentlichen Ver-
kehr Vorrang geben, ohne den Individualverkehr 
zu beeinträchtigen. Öffentliche Verkehrsmittel  
befördern mehr Menschen und verursachen 

weniger Umweltbelastungen, daher sollten sie 
Vorrang haben - aber die Autofahrer haben eine 
starke politische Macht.

Eine höhere Taktfrequenz beschleunigt die 
Fahrten der Kund*innen, indem sie die Warte-
zeiten verkürzt und den Bedürfnissen der Be-
nutzer*innen besser entspricht. Das kostet Geld, 
aber eine höhere Zahl an Fahrgästen und eine 
kluge Betriebsplanung können dazu beitragen, 
diese Kosten wieder zu senken.

Auch eine gute Stadtplanung beschleunigt 
die Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln, 
indem sie Geschäfte und Wohnungen konzent-
riert und sie direkt mit Haltestellen und Bahnhö-
fen durch schnelle Fuß- und Radwege verbindet. 
Dieses Siedlungsmuster verbessert zudem die so-
ziale Interaktion und das Wohlbefinden gegen-
über den von Autos dominierten Landschaften.

Schließlich beschleunigt die Digitalisierung 
den öffentlichen Verkehr, indem sie es den Men-
schen ermöglicht, Reisen zu planen und Fahrkar-
ten online zu kaufen. Öffentliche Verkehrsmittel 
können in Echtzeit vorrangig behandelt werden. 
Öffentliche Verkehrsdienste können wie Taxis 
funktionieren. Schon bald wird die digitale Tech-
nologie es den Menschen ermöglichen, Fahrten 
und Aktivitäten gemeinsam zu planen. Dies wird 
den öffentlichen Verkehr attraktiver machen. 
Aber noch wichtiger ist, dass die Menschen mehr 
Zeit haben, das zu tun, was sie wirklich wollen.
Und das ist der wahre soziale Nutzen des öffent-
lichen Verkehrs.

Schneller Weg zur Nachhaltigkeit
Schnelle öffentliche Verkehrsmittel sind attraktiv.

TEXT Andrew Nash
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D E B A T T E N S E I T E

Hier finden sich Standpunkte 
und Ansätze zum 
Schwerpunktthema Klima
und Strukturwandel.

Grüne Jobs
Was steckt hinter diesem Schlagwort und wo 
müssen diese Jobs geschaffen werden?

W enn von grünen Jobs die Rede ist, heißt es immer 
gleich, wie innovativ und gewinnträchtig die  
Umwelttechnikindustrie ist. Ein Wachstums-

markt. Erneuerbare Energien, energieeffiziente Gebäude,  
Abfall- und Stoffstromwirtschaft, Luftreinhaltung, Wasser 
und Abwasser, Green Big Data. Eine neue industrielle  
Revolution wird dabei vorgestellt, die Ablösung alter Techno-
logien durch neue. Aber der Grundgedanke von grünen Jobs  
ist ein alter: Arbeitsdruck und Arbeitsbedingungen werden 
nicht in Frage gestellt, Arbeitslosigkeit individuell betrachtet, 
mit zunehmender Verschlechterung der Absicherung. Denn 
Jobs müssen sein, nur halt grüne, wegen der Klimakrise.  
Und die Wirtschaft muss wachsen. Denn sonst gibt es immer 
weniger Jobs. Also muss weiter immer mehr produziert werden,  
weil der technologische Fortschritt ja dazu führt, dass immer 
weniger Arbeit notwendig ist, um die Dinge herzustellen. Die 
Produkte. Die Sachen. 

Das wird nicht gehen. Selbst wenn wir noch so energie- und 
materialeffizient produzieren, das Wachstum stößt an seine 
Grenzen. Wenn die Weltwirtschaft (real) jedes Jahr um 5 % 
wächst, produzieren wir 2050 mehr als das Vierfache von heute. 
So viel gibt der Planet einfach nicht her. Wir verbrauchen jetzt 
schon jährlich 1,6 Erden. 

Die wahren grünen Jobs heißen: Lehrerin, Krankenpfleger,  
Schauspielerin, Tennistrainer, Heilmasseurin, Ärztin, Jongleur, …  
Alles was Menschen direkt für Menschen tun. Forschung, 
Lehre und Unterricht, Gesunderhaltung, Pflege und Heilung, 
Körperpflege und Sport, Kunst und Kultur. In solche echten 
Dienstleistungen müssen wir investieren. Natürlich auch in 
grüne Technologien. Doch die sind nur dann grün, wenn sie 
nicht zu immer noch schnellerem Wachstum führen.  
Allerdings: Wer investiert schon in einen Bereich, der kein 
Wachstum verspricht? Kein*e vernünftige*r Kapitalanleger*in 
wird das tun. Wer organisiert eine Wirtschaft, die sich an 
den wahren Bedürfnissen der Menschen orientiert? Die nicht 
ständig künstlich neue Bedürfnisse schafft? Die wesentlichen 
Träger einer solchen Wirtschaft können nicht private,  
gewinnorientierte Unternehmen sein. Nur genossenschaftliche, 
kommunale oder staatliche Unternehmen können es sich  
leisten, nicht zu wachsen. Nur in solchen Unternehmen kann 
es wahre grüne Jobs geben.

TEXT Martin Auer
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M enschen sind Gewohnheitstiere und  
tendenziell träge, wenn es um große 
strukturelle Veränderungen geht.  

Besonders bei unangenehmen Themen wird die  
Bedrohung erst einmal geleugnet, um sich selbst 
nicht umstellen zu müssen. Jetzt aber, wo die  
Gefahr nicht mehr zu verleugnen und es schon  
beinahe zu spät ist, sind wir bereit. Doch die  
Politiker:innen sprechen lieber von der drohenden 
Steinzeit, als ob uns nicht gerade fehlender  
Klimaschutz in genau diese Steinzeit katapultieren 
würde. Bereits von der Klimakrise beeinflusste  
Katastrophen wie Überschwemmungen, Waldbrände, 
mehr Hitzetote etc. berühren die Menschen emo-
tional. Sie identifizieren sich mit den Opfern, sie 
wollen nicht selbst Opfer werden, sie wollen nicht, 
dass ihre Kinder Opfer werden. Viele haben bereits 
erkannt, welchen Wasserfall unser gemeinsames 
Boot runterzufallen droht und rufen den Mächtigen  
verzweifelt zu, doch die sehen nur das Geld und die 
Macht. Und die Propaganda großer Unternehmen, 
dass doch jede:r an sich selbst arbeiten müsse, 
wirkt: „Ich alleine kann doch eh nichts bewirken“. 
Was dabei untergeht ist die Notwendigkeit eines 
Systemwandels, der die Taten Einzelner groß macht 
und vor allem die großen CO2-Emittierenden in 
Verantwortung zieht. Aber damit dieser strukturelle 
Wandel stattfinden kann, müssen die Mächtigen 
begreifen, dass es auch um ihr Geld und ihre Macht 
geht, andernfalls wird sich nichts ändern.  
Deswegen reden sie jetzt auch schon selbst vom 

„wichtigen Klimaschutz“, damit alle beruhigt und 
leise sind. Viel zu lasche und fast schon zynische 
Maßnahmen zeigen die wahre ablenkende Absicht 
solcher Aussagen. Die Veränderung startet im  
Bewusstsein der Menschen und im Nicht-mehr-Ak-
zeptieren des Status Quo.

D E B A T T E N S E I T E

Die Steuerreform bringt kleine Schritte für 
das Klima, ob diese sanften Maßnahmen aus-
reichen, darf bezweifelt werden.

W irklich neu bei dieser Steuerreform 
sind ja nur die Bepreisung von CO2 
und die Ausgleichszahlung durch 

den Klimabonus. Jahrzehntelange Versäum-
nisse in der Klimapolitik werden nun endlich 
angegangen und mit der Gegensteuerung zur 
Erderwärmung begonnen. 

Natürlich hat die ÖVP ihre Klientelgruppen  
bedacht und die Grünen haben neben der 
Durchsetzung ihrer Hauptforderung für einen 
gewissen finanziellen Ausgleich für geringer 
Verdienende gesorgt. Jede Partei für sich hätte 
sicher mehr von diesem oder gar nichts von  
jenem gemacht! 

In dieser Reform ging es aber in allerster Linie 
um die Klimapolitik und um die Lohnsteuersen-
kung für nicht nur 2,3 Millionen unselbständig 
Beschäftigte, sondern auch für 1,6 Millionen 
Pensionsbeziehenden. Bauern und Wirtschaft 
haben auch ihren Anteil eingefordert und die 
Senkung des Krankenversicherungsbeitrages 
hilft den kleinsten und kleinen Einkommen.

Bald werden wir jedoch wissen, ob uns die  
Natur noch genügend Zeit für sanfte Maßnahmen, 
 geringe Einschränkungen und die Bedürfnisse 
und Wünsche verschiedener Personengruppen 
gibt. Denn jeden Tag zeigt uns die Natur, dass wir 
nur Teil von ihr sind und sie nicht beherrschen.

Der Anfang ist gemacht, 
der Einstieg hat 
begonnen! 

TEXT Helmut Deutinger TEXT Helena Wieländner

Achtung, fertig, 
im Schneckentempo 
voraus!
Die Wissenschaft warnt seit mehreren Jahr-
zehnten vor der Klimakrise. Doch um die Kurve 
noch zu kratzen, muss ein großes Umdenken 
stattfinden. 
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D E B A T T E N S E I T E

TEXT Karin Stanger 

Aktiv fürs Klima – 
Ein Überblick 
Weltweit gehen Menschen für Klimaschutz auf 
die Straße, zivilgesellschaftliche Gruppen, die 
Klimaproteste organisieren verzeichnen regen 
Zulauf

„I ch bin jetzt schon das dritte Mal hier. Da 
hab‘ ich auch die Scientists for Future ken-
nengelernt. Einer hat da an der Universität 

für Bodenkultur Wien studiert. Das überlege ich 
mir jetzt auch nach der Schule, vielleicht Umwelt- 
und Bioressourcenmanagement“, erzählt Hanna 
mir bei einer der ersten Fridays for Future Demons-
trationen. Hanna gehört der Generation Z an.  
Jener Generation der um die Jahrtausendwende  
Geborenen, der wie keiner anderen ein Streben 
nach Nachhaltigkeit und Sinnhaftigkeit attestiert 
wird. Studien belegen, dass die größten Sorgen  
dieser Generation Umweltverschmutzung und  
Klimawandel sind. 

Zur Historie
In Europa und Nordamerika wurden die ersten 

Umweltschutzbewegungen bereits während der 
Industriellen Revolution gegründet. Gerade in 
Mitteleuropa waren die frühen Naturschutz- und 
Umweltbewegungen aber von einer Verklärung der 
Natur geprägt. Sie wurde dogmatisch als Vorbild für 
Ästhetik und Harmonie betrachtet. Zwischen 1933 
und 1945 wurde der Schutz der Natur ideologisch 
mit einem völkischen Landschafts- und Heimat-Be-
griff sowie der Blut-und-Boden-Ideologie verknüpft. 

 Das heutige Bewusstsein für den Umweltschutz 
entwickelte sich in den westlichen Ländern in den 
1960ern, als deutlich wurde, dass sich die industri-
elle Produktionsweise sehr nachteilig auf die  
Umwelt auswirkt. Österreich hat mit Hainburg und 
der Anti-Atom-Proteste auch sehr erfolgreiche  
Bewegungen vorzuweisen. Der Verlauf der Proteste 
und die Art der Beilegung wurden zu einem Mark-
stein des Demokratieverständnisses, aber auch der 
Energiepolitik in Österreich. 

In den 2010er Jahren rückte schließlich – nicht 
zuletzt dank der Wissenschaft und vieler junger 
Menschen – das Thema Klimawandel in den Fokus 
der Aufmerksamkeit. Genau unter diesem Fokus 
steht auch der aktuelle Prostest gegen den Lobau-
tunnel und die Stadtstraße.

Klimaschutz ist Umweltschutz
Umweltschutz bezeichnet die Gesamtheit aller 

Maßnahmen zum Schutze der Umwelt. Das Klima- 
system ist ein Teil davon – das bedeutet: Jede 
Klimaschutzmaßnahme ist auch eine Umwelt-
schutzmaßnahme. Umgekehrt gilt dies aber nicht 
automatisch. Zwischen Klimaschutz und Umwelt-
schutz gibt es Reibungspunkte. Ein Beispiel: Beim 
geplanten Bau einer Windkraftanlage kommt es zu 
Protesten, da dort ein Großgreifvogelpaar lebt. Ein 
anderer Ort muss gesucht werden. Denn es hängt 
zusammen, selbst wenn nicht unmittelbar sichtbar 
ist, dass der Fortbestand der Großgreifvögel auch 
durch die drastischen Klimaveränderungen in  
Gefahr ist.

Österreichweite Vernetzung – Klimaprotest
In Österreich gibt es die Vernetzungsplattform 

Klimaprotest, eine Gruppe aus engagierten Einzel-
personen, NGOs und Organisationen aus der Zivil-
gesellschaft, die die Bewegung für Klimaschutz und 
Klimagerechtigkeit stärken und ausweiten will. Die 
Plattform hat sich zum Ziel gesetzt, in Österreich 
alles dafür zu tun und mitzuhelfen, die globale  
Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad zu begrenzen. 
Das bedeutet vor allem in erster Linie Bewusstsein 
dafür zu schaffen. Und das sehen wir auch als unsere 
Aufgabe in der Gewerkschaftswelt.
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Leseempfehlung
Ändert sich nichts, 
ändert sich alles. 
Katharina Rogenhofer
und Florian Schlederer. 
Sachbuch, Paul Zsolnay,
erschienen 2021

Fakten zeigen was passieren kann: Zerstörung der 
Umwelt, der Lebensgrundlagen und der Gesellschaf-
ten. Dem wird das Positive, das uns erwartet, wenn 
wir endlich Taten setzen, gegenübergestellt, eine 
schöne, gesunde und faire Welt. 
Das Buch liest sich trotz der Dichte an Fakten span-
nend und es entwickelt sich mit der Zeit ein Gesamt-
bild auf die Problematik. Ein starkes Plädoyer ins 
Tun zu kommen. 
Wer Fakten für Diskussionen braucht, sich für die 
Hintergründe der aktuellen Klimabewegung inter-
essiert und Motivation für das eigene Handeln sucht, 
ist mit diesem Buch bestens ausgerüstet.

Leseempfehlung
Klimasoziale Politik 
Eine gerechte und 
emissionsfreie 
Gesellschaft gestalten
Herausgegeben von 
Armutskonferenz, Attac und 
Beigewum, 220 Seiten

In dem Sammelband wird die Verbesserung der 
Lebensverhältnisse durch klimasoziale Politik 
herausgearbeitet. Aus einer kritischen sozialwissen-
schaftlichen Perspektive entstehen Vorschläge für 
konkrete Maßnahmen zum Aufbau einer sozial ge-
rechten und ökologisch nachhaltigen Gesellschaft. 
Dabei stehen die Grundbedürfnisse der Menschen 
im Vordergrund. 
Die Autor*innen zeigen Wege aus der ökosozialen 
Sackgasse und beschreiben die jetzt notwendigen 
politischen Schritte. 

Hörempfehlung
Podcast-Serie 

„Klimawende“

In der sechsteiligen Podcast-Serie „Klimawende“ 
von Greenpeace erzählen Menschen aus Deutsch-
land, die vom Klimawandel betroffen sind oder für 
den Klimaschutz kämpfen – z.B. im Hambacher Forst 
oder auf der Insel Pellworm. Außerdem erklären Ex-
pert*innen und Wissenschaftler*innen, was nötig 
ist, um die schlimmsten Auswirkungen der Erder-
hitzung zu verhindern.
Zu finden sind alle Folgen auf greenpeace.de und über 
jeden üblichen Podcast-Player.

B U C H T I P P S
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Backs finden auch innerhalb der Grenzen der 
EU statt. Die Initiative Push-Back Alarm Aus-
tria dokumentierte mehrere Fälle an illegalen 
Push-Backs an der Grenze zu Slowenien, wobei 
der Verdacht der Kettenabschiebung der betrof-
fenen Personen nach Bosnien-Herzegowina im 
Raum steht. Auf Basis eines individuellen Falles 

kam das Landesverwaltungsgericht Steiermark 
im Juli 2021 zu dem Schluss, „dass Push-Backs 
in Österreich teilweise methodisch Anwendung 
finden“.

Systematischer Gesetzesbruch 
 Das Aufzeigen dieser Praktiken ist schwer, 

denn bleibt Betroffenen mangels Zugangs zu ei-
nem Verfahren auch der Rechtsschutz und da-
mit implizit die Sichtbarmachung verwehrt. 
Spätestens dann, wenn illegale Push-Backs, sys-
tematische Menschenrechtsverletzungen und 
die menschlichen Tragödien an und innerhalb 
der Grenzen der EU jedoch nachgewiesen wer-
den, kann die Institutionalisierung von Men-
schenrechtsverletzungen nicht weiter ignoriert 
werden. Forderungen zur Einhaltung von Men-
schenrechten können sich dabei nicht nur gegen 
Drittstaaten richten. Der mit Push-Backs einher-
gehende Rechts- und Verfassungsbruch ist auch 
innerhalb der EU als solcher zu benennen und zu 
unterbinden.

TEXT Lioba Kasper

PUSH-BACKS
Gesetzesbruch mit System?

I N T E R N A T I O N A L

Nicht nur an den Außengrenzen, sondern auch 
mitten in der Europäischen Union (EU) werden 
illegale staatliche Maßnahmen systematisch 
eingesetzt.

Unter Push-Backs werden staatliche Maßnah-
men verstanden, die Flüchtlinge und Migrant:in-
nen über die Staatsgrenze zurückweisen oder sie 
am Grenzübertritt hindern, ohne die Möglich-
keit, Asyl zu beantragen oder individuelle Um-
stände geltend machen zu können. Meist werden 
diese Maßnahmen unmittelbar nach dem Über-
queren der Grenze gesetzt. Diese Praxis verstößt 
nicht nur gegen Menschen- und Völkerrecht, 
insbesondere gegen das Menschenrecht auf Asyl 
und das Verbot der Kollektivausweisung. Sie ge-
fährdet auch die körperliche Unversehrtheit und 
das Leben der betroffenen Personen.

An den Rändern der Europäischen Union
Sowohl an der Grenze zur Türkei, zu Bosni-

en-Herzegowina wie auch zu Belarus wird von 
systematisch stattfindenden Push-Backs durch 
EU-Mitgliedstaaten berichtet. Mit teils brachia-
len Methoden (wie körperlicher Gewalt, Folter 
und Einschüchterungen) wird versucht Personen 
am Überqueren der Grenzen zu hindern. In die-
sem Sinne verurteilte der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte unlängst Bulgarien 
wegen systematisch stattfindender Push-Backs. 
Doch handelt es sich dabei nicht um eine Aus-
nahme, sondern scheinen Push-Backs zum Re-
gelfall geworden zu sein, wie Berichte etwa von 
Amnesty International zu Kroatien, Griechen-
land, Polen und Litauen belegen.

Schutz innerhalb der 
Europäischen Union?

Doch auch nach dem lebensgefährlichen 
Grenzübertritt in die EU bedeutet dies oft nicht 
das Ende von willkürlicher Machtausübung ge-
genüber Flüchtlingen und Migrant:innen. Push-

 Mit teils brachialen 
Methoden wird versucht 

Personen am Überqueren 
der Grenzen zu hindern. 
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I N T E R N A T I O N A L

Ein europäischer Diskurs 
kritischer Freund*innen

Da ‚Soziales‘ vor allem Kompetenz der 
EU-Mitgliedsstaaten ist, schaffen Peer Reviews 
Gelegenheiten, soziale Praxis wechselseitig auf 
europäischer Ebene zu untersuchen Als critical 
friends wird einander Feedback gegeben, und so 
zu einer Weiterentwicklung und Demokratisie-
rung der europäischen Soziallandschaft beigetra-
gen. Peer Reviews finden auf allen Ebenen statt: 
Regionen, Städte, Gemeinden, Institutionen, In-
teressensvertretungen, NGOs etc. diskutieren 
quer durch Europa anhand von Praxisbeispielen 
sozialpolitische Fragestellungen.

Am Peer Review über Community Nursing 
nahmen Organisationen aus Griechenland, Bel-
gien, Finnland und Spanien/Katalonien teil. Die 
katalanischen Teilnehmer*innen brachten dabei 
auch Ergebnisse eines EU-Projekts mit weiteren 
europäischen Partnern.1 Die belgischen Teilneh-
mer*innen bezogen sich zusätzlich auf Resultate 
aus Litauen. 

Die Praxisbeispiele kamen zwar überwiegend 
aus der Unterstützungsarbeit mit Menschen 
mit Behinderungen, alle Mitwirkenden waren 
sich jedoch einig, dass die Ergebnisse ebenso für 
hochaltrige Menschen, Personen mit Demenz, 
Familien mit Kindern etc. relevant sind. 

Fragestellungen und Ergebnisse
Community Nursing ist ein Prozess, der so-

wohl Pflege, Unterstützung und Begleitung im 
Alltag, als auch Empowerment und Partizipa-
tion von Menschen mit Pflegebedarf in der Ge-
meinde beinhaltet. Anhand der Beispiele aus den 

Teilnehmer*innen-Ländern wurde untersucht, 
was im Vorfeld einer Umsetzung zu bedenken 
ist. Wie die Selbstbestimmung der Nutzer*innen 
gewahrt wird, war ein wichtiges Thema. Ebenso 
ging es um die Frage, welche Zusatz-Ausbildun-
gen die Mitarbeiter*innen-Teams brauchen und 
wie Bewusstseinsbildungs-Prozesse in der Ge-
meinde zu begleiten sind, damit Community 
Nursing gelingen kann.

Weiterbildungsprogramme für die interdis-
ziplinären Community-Nursing-Teams (Pfle-
gepersonen, Sozialarbeiter*innen etc.) sollten 
Unterstützungsmethoden mit einer vertieften 
Reflexion der Nutzer*innen-Rechte verbinden. 
Menschen mit Pflegebedarf und ihre Angehöri-
gen sollten sowohl als Vortragende als auch als 
Teilnehmer*innen mitwirken. 

Da die Einführung von Community Nursing 
auf Widerstände in der Gemeinde stoßen kann, 
ist eine fortlaufende, begleitende Kommunika-
tion über Beschwerden und Besorgnisse notwen-
dig. Wesentliche Inhalte sind Menschenrechte 
und der Abbau stereotyper Vorstellungen. 

Vielleicht würde auch der österreichischen 
Pflegereform der Blick kritischer Freund*innen 
weiterhelfen? 

TEXT Christine Petioky

Community Nursing 
in Europa
Die Europäische Kommission führte gemeinsam mit Dachorgani-
sationen von NGOs einen Peer Review zum Thema „Übergang von 
institutioneller Pflege zu Community Nursing“ durch. Finden sich 
hier Impulse für die österreichische Pflegereform?

1 EU-Erasmus+ Projekt TOPHOUSE, auch österreichische 
Organisationen arbeiteten mit.

FO
TO

 E
ug

en
e 

C
hy

st
ia

ko
v



24 die Alternative • 2021

M E I N U N G

Die Ausbeutung und Gefährdung von 
Arbeiter*innen ist tägliche Realität in der 
internationalen Elektronikindustrie. 

I n Österreich verwenden Arbeitneh-
mer*innen im beruflichen Alltag  
unbewusst elektronische Geräte mit 

menschenrechtswidriger Entstehungsge-
schichte. Das muss sich ändern.

Computer und Handys werden vorwiegend 
in Asien gefertigt. Dabei werden die Arbei-
ter*innen giftigen Substanzen ausgesetzt, 
es kommt zu ungerecht niedrigen Löhnen, 
Zwangsarbeit, Unterdrückung von gewerk-
schaftlicher Vereinigung und vielem mehr.

Südwind Projekt
Südwind leitet ein durch den Digifonds 

der AK-Wien gefördertes Projekt, wo Work-
shops für gewerkschaftliche Bildung  
entwickelt und durchgeführt werden. Dabei 
werden die realen Auswirkungen der Elekt-
ronik-Lieferketten und Verbesserungsmög-
lichkeiten sichtbar gemacht. 

Denn für internationale Solidarität unter 
den Arbeitnehmer*innen braucht es Bewusst- 
sein für die Problemfelder der Digitalisierung.  
Betriebsrät*innen können sich dann dafür 
einsetzen, dass ihre Mitarbeiter*innen  
digitale Arbeitsgeräte zur Verfügung haben, 
welche unter Einhaltung von modernen  
Arbeitsrechten produziert wurden.

Mehr dazu auf suedwind.at

I n ganz Europa wird derzeit über das Lieferkettenge-
setz diskutiert. Es geht um ein Gesetz, das Schluss 
mit der Ausbeutung von Mensch und Natur in 

unseren Alltagsprodukten machen soll. Der EU-Justiz-
kommissar Didier Reynders hat angekündigt 2021 einen 
Vorschlag für ein EU-Lieferkettengesetz vorzulegen. 
Mittlerweile wurde dieser jedoch drei Mal verschoben 
und wird derzeit für Anfang Dezember erwartet.  
Besonders wichtig wird hierbei sein, dass das EU-Liefer-
kettengesetz auch eine zivilrechtliche Haftung enthält. 
Denn nur eine solche Haftung stellt sicher, dass  
Betroffene von Menschenrechtsverletzungen und  
Umweltschäden auch entschädigt werden. Reine Straf-
zahlungen gehen an den Staat und helfen nicht den  
Betroffenen. In Deutschland wurde im Sommer 2021  
ein Lieferkettengesetz beschlossen, das im Jahr 2023  
in Kraft treten wird. Die zivilrechtliche Haftung fehlt 
jedoch im deutschen Lieferkettengesetz. 

Ein Fall aus Nigeria unterstreicht die dringende Not-
wendigkeit einer solchen Haftung. So mussten vier  
Bauern, die den Ölkonzern Shell im Jahr 2008 vor einem 
niederländischen Gericht aufgrund einer Ölkatastrophe 
klagten, 13 Jahre lang auf ein Urteil warten. Dieses hielt 
fest, dass das nigerianische Tochterunternehmen von 
Shell die Bauern für die Umweltschäden entschädigen 
muss. Damit Menschen nicht 13 Jahre auf Gerechtigkeit 
warten müssen, braucht es endlich ein Lieferketten-
gesetz! Die Kampagne „Menschenrechte brauchen 
Gesetze“ wird von NGOs und Arbeitnehmer*innenver-
tretungen getragen und fordert ein Lieferkettengesetz 
in Österreich und in der EU sowie Unterstützung für das 
UN-Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten. 
Die Dringlichkeit ist mehr als gegeben: Allein im Vorjahr 
wurden 227 Menschen ermordet, weil sie sich für die 
Umwelt einsetzten. Die Regierung muss endlich handeln  
und sich auf allen Ebenen für eine verbindliche Regu-
lierung von Unternehmen einsetzen: Menschenrechte 
brauchen Gesetze! 

Mehr dazu unter menschenrechtebrauchengesetze.at

Firmenhandy aus 
Zwangsarbeit?

TEXT René Schuster TEXT Bettina Rosenberger 
Netzwerk Soziale Verantwortung - NeSoVe

Lieferkettengesetz jetzt! 
Damit Ausbeutung in der Textilindustrie kein Leiberl 
hat und uns Kinderarbeit nicht in die Tüte kommt, 
brauchen wir Regeln für Unternehmen. 
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E s fehlen Arbeitskräfte in Österreich. Die Baby-Boomerin  
Generation geht in Pension, es gibt weniger Kinder.  
Eine demografische Entwicklung, die sich seit längerem  

abgezeichnet. Eine auf die Bevölkerungsentwicklung reduzierte 
Erklärung greift aber zu kurz. Besonders deutlich wird dies im  
Bildungs- und Sozialbereich. Hier liegt es auch an den Arbeitsbedin-
gungen. Im Elementarbereich betreuen wenige Pädagog:innen viele 
Kinder in der Gruppe. Im Altenbereich bleiben die Personalschlüssel  
in manchen Bundesländern seit über 20 Jahre gleich, obwohl die  
Anforderungen größer geworden sind. Dazu kommen unregelmäßige 
Arbeitszeiten, geteilte Dienste und Nachtdienste. Es fehlt an  
Personal. Dies führt zu immer höherem Arbeitsdruck.

Was Hoffnung macht, ist, dass der Widerstand steigt. Dies zeigt 
sich am Protest der Wiener Kindergartenpädagog:innen gegen die  
Arbeitsbedingungen im Elementarpädagogikbereich. Es braucht  
eine ausreichende Finanzierung. Es braucht mehr Personal. Es ist  
viel zu tun. Der Protest und der Widerstand müssen lauter werden. 

Wege nachhaltig reduzieren 
durch Homeoffice

B is vor wenigen Jahren war es kaum Thema und eher als  
Teleworking geläufig, aber die Pandemie hat auch hier viel  
verändert: Homeoffice ist Teil der Arbeitswelt geworden. 

Wurde das Verlagern der Arbeit vom Büro nach Hause anfangs noch 
als erzwungen empfunden und achselzuckend akzeptiert, haben  
sich in den letzten eineinhalb Jahren auch spannende Perspektiven 
einer flexiblen Arbeit gezeigt. 

Konkrete Vorteile ergeben sich dann, wenn neben reiner Büro- 
tätigkeit auch Außentermine, etwa Baustellenbesuche regelmäßig 
anfallen. Manche Ziele lassen sich von zuhause leichter erreichen, 
manche Wege sind vom Büro aus kürzer. Bei einem Mix aus Home- 
officetagen und Büroanwesenheit ergeben sich so Einsparungs- 
potenziale von mehreren Tonnen CO2 pro Mitarbeiter*in und Jahr.

Dennoch zögern Arbeitgeber*innen oft, Homeoffice in einem  
ausreichend flexiblen Ausmaß zuzulassen, beschränken Büroabwe-
senheit starr auf wenige Tage im Monat. Dazu kommt, dass nur jene 
Tage steuerlich abgeschrieben werden dürfen, an denen ausschließlich  
in der Wohnung gearbeitet wird.

Eine kleine Änderung dieser Bestimmungen könnte hier entschei-
dend mithelfen, unnötig lange Wege zu vermeiden.

M E I N U N GM E I N U N G

Davon profitieren wir alle! 

E s macht wütend zu lesen, dass  
1,2 Milliarden Euro für den  
Ausbau von Kinderbetreuungs-

einrichtungen inklusive Rechtsanspruch 
vorgesehen gewesen wären, und diese 
Errungenschaft dann von einem kleinen 
Klüngel intriganter Menschen, denen  
es einzig um ihren persönlichen Macht-
erhalt ging, mutmaßlich torpediert  
worden sein soll. Dabei wäre dies ein  
Meilenstein gewesen und für unsere  
gesamtgesellschaftliche Entwicklung  
 so wichtig. 

Nicht umsonst fordern AK, ÖGB, 
WKÖ, LK und IV bei einer gemeinsamen 
Pressekonferenz erneut einen Rechtsan-
spruch auf Kinderbetreuung ab dem  
1. Geburtstag. Die Interessen der einzelnen  
Akteure könnten unterschiedlicher 
nicht sein, aber hier ist man sich einig. 
Der Ausbau der Kinderbetreuung bringt 
Vorteile für uns alle. Bessere Bildungs-
chancen, höheres Erwerbseinkommen 
und dadurch Verringerung der Armut 
(auch im Alter!) und mehr Lebensqualität 
durch bessere Vereinbarung von Arbeit 
und Familie, um nur ein paar Schlagworte  
zu nennen.

Drum lasst uns laut werden! Lasst 
uns diese Forderung artikulieren, wo 
immer wir können. Wir fordern einen 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung ab 
dem 1. Geburtstag.

Her mit dem 
Rechtsanspruch für 
Kinderbetreuung! 

TEXT Dani Weissbacher

TEXT Thomas Lamprecht-Lasinger

Der Widerstand im Sozial- 
und Bildungsbereich muss 
lauter werden!

Text Martin Gabler
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Am 11. November fand die 176. Vollversammlung 
der Arbeiterkammer Wien statt. Das Parlament 
der Arbeitnehmer*innen besteht in Wien aus 
180 Kammerrät*innen und wird alle fünf Jahre neu 
gewählt. Diese Kammerrät*innen geben vor, wofür 
sich die Arbeiterkammer besonders einsetzen soll - 
durch Abstimmungen in der Vollversammlung. 
Die AK Mitglieder bestimmen über die AK Wahlen 
den politischen Kurs ihrer Interessenvertretung. 
Die Vollversammlung findet zweimal im Jahr statt.

Als AUGE/UG brachten wir wichtige Anträge ein:
	
• Verbesserung der Rahmenbedingung von  
Schwerarbeit unter besonderer Berücksichtigung 
auf den Pflegebereich. wurde angenommen
• Altersarmut ist auch akademisch. 
wurde in einen Ausschuss zugewiesen
• Klimagerechte und sozioökonomische Zukunft 
wurde angenommen
• Femizide stoppen! wurde angenommen
• Aktualisierung der Berufskrankheitenliste daraus 
wurde gemeinsamer Antrag, wurde angenommen

Im Zuge der Vollversammlung der AK Wien setzten 
die AK-Rät*innen der AUGE/UG ein Zeichen gegen 
die untragbaren Arbeitsbedingungen im Pflege- und 
Gesundheitsbereich. Wir sagen: Volle Solidarität 
mit Kolleg*innen. Pflegenotstand beenden. JETZT!

Bericht AK-Fraktionsvorsitzende Karin Stanger

N A C H R I C H T E N  A U S

Aktion „Pflegenotstand beenden“ von UG Aktivist*innen bei der AK-Vollversammlung.

AK-Vollversammlung 
im November
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TEXT Christian Husch

Inside Justizan-
stalt Josefstadt
UG organisiert 
Abgeordneten-Besuch
im größten Gefängnis 

Österreichs Gefängnisse sind be-
sondere Arbeitsplätze und mit nichts 
anderem zu vergleichen. Die JA Jo-
sefstadt sticht dabei aufgrund der 
Untersuchungshaft besonders her-
vor. Mittendrin und an vorderster 
Front arbeiten die Pflege und die Jus-
tizwache. Obwohl die Arbeit phy-
sisch wie psychisch sehr fordernd ist, 
spiegelt sich das nicht in der Entloh-
nung und den Arbeitsbedingungen. 
Um die Politik dafür zu sensibilisie-
ren, wurden Abgeordnete der Grü-
nen zu einer Führung eingeladen, um 
sich persönlich ein Bild davon zu ma-
chen. Stationen der Führung waren 
das Wachzimmer, der Dachposten 
und die Sonderkrankenanstalt. Zum 
Abschluss stellten sich die Pflege, die 
Justizwache und die Einsatzgruppe 
vor. Besonderes Augenmerk lag auf der 
Personalsituation und der geringen 
Bezahlung, die die ohnehin prekäre  

Personalsitution zusätzlich massiv  
verschärft. Die Abgeordneten 
waren sehr beeindruckt vom Ge-
fängnis und den Leistungen des 
Personals und haben sich viele 
Punkte für Verbesserungen no-
tiert. Sie sicherten Unterstützung 
bei den Problemlösungen zu und 
baten auch um eine engere Zusam-
menarbeit mit der Gewerkschaft.

TEXT Josef Gary Fuchsbauer

GÖD-Kongress 
am 16.11.2021 
online statt im 
Austria Center 
Vienna 

Heuer nur 1 Tag mit 730 Dele-
gierten aus allen Bereichen des 
öffentlichen Dienstes und der 
Ausgegliederten. Keine Abstim-
mungen über dutzende Anträge, 
sondern 1 Leitantrag, in den alle 
Anliegen verpackt wurden und der 

Noch nicht ÖGB/GÖD-Mitglied?

Hast du bisher gedacht: „Was soll ich beim ÖGB? Der ist doch rot.“ oder „Was soll ich 
bei der GÖD? Die ist doch schwarz.“ Dann hast du insofern Recht, weil das die derzeitigen 
Mehrheitsverhältnisse sind und weil eine Mitgliedschaft bei der GÖD (Gewerkschaft 
öffentlicher Dienst) oder einer anderen Fachgewerkschaft automatisch auch eine beim 
ÖGB (Österreichischer Gewerkschaftsbund als Dach der Fachgewerkschaften) ist.

Aber auch insofern doch nicht Recht, als beide überfraktionell sind und ein Beitritt keine 
Fraktion, sondern unsere Solidargemeinschaft stärkt.

Und weil es in der GÖD auch die Fraktion UGÖD (ugoed.at) und im ÖGB die UG (Unabhän-
gige Gewerkschafter*innen für mehr Demokratie, ug-oegb.at) gibt und in einigen anderen 
Fachgewerkschaften auch UG-Gruppen: AUGE-UG in GPAdjp, PRO-GE und AK, UGPF in 
der GPF, KIV-UG in der Younion, UGvida.

► GÖD-Mitglied werden: auf goed.at rechts oben „Jetzt Mitglied werden“ anklicken. ◄

bei der Bundeskonferenz am 11.10. 
diskutiert und im konstruktiven 
Einvernehmen der 3 Fraktionen 
(schwarz, rot und wir Unabhängi-
gen) formuliert wurde. Er wurde 
am Kongress als Arbeitsprogramm 
der GÖD für die nächsten 5 Jahre 
beschlossen. 

Darüber hinaus wurden 
GÖD-interne Änderungen der  
Geschäfts-/Wahlordnung verab-
schiedet. Der auffälligste Punkt, 
die Altersbeschränkung: 

Nur mehr im Aktivdienst ste-
hende unter 65-Jährige dürfen kan-
didieren und scheiden mit 67 aus, 
außer die Periode ist dann schon 
in der 2. Hälfte. Möge die Gewerk-
schaft jünger werden! Glück auf! 

Kongressbericht siehe ugoed.at
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N A C H R I C H T E N  A U S

TEXT Marion Polaschek

ÖGB
Bundesvorstand:
Ein Sinneswechsel 
im ÖGB?
Thematisch dominierten zwei The-
men: Klimawandel und Corona. Und 
während die Präsentation des Posi-
tionspapiers „Klimapolitik aus Ar-
beitnehmerInnenperspektive“ und 
seine einstimmige Annahme zur 
Vorlage beim nächsten Bundeskon-
gress des ÖGB vorsichtige Hoffnung 
auf eine starke Position der Gewerk-
schaftsbewegung macht, bereitet die  
COVID-Pandemie und ihre Auswir-
kungen auf die Arbeitswelt, besonders 
vor Ort in den Betrieben weiterhin 
große Sorgen. Personell relevant war 
für uns die Nominierung von Karin 
Stanger (AUGE/UG) auf das Mandat 
von Marion Polaschek (UGÖD), die 
aufgrund ihres UG Vorsitzes dem Gre-
mium erhalten bleibt und Vera Koller 
(AUGE/UG) ablöst. 

TEXT Raphael Haag

Gemeinsam 
auf der Straße 
am 9. weltweiten 
Klimastreik!

Am 24.09. haben wir gemeinsam 
mit Tausenden, jungen und motivier-
ten Menschen ein lautes Zeichen für 
eine mutige Klimapolitik und globale 
Klimagerechtigkeit auf die Straße 
getragen. Uns bleibt nicht mehr viel 
Zeit, die vom Menschen gemachte 
Klimakatastrophe zu begrenzen. Ein 
unbedingtes Bekenntnis zu den Kli-
mazielen und der Beschränkung der 
Erderwärmung auf 1,5 Grad ist das 
Gebot der Stunde! Als Unabhängige 
Gewerkschafter*innen freuen wir 
uns, dass mittlerweile auch der ÖGB 
und seine Teilgewerkschaften eine 
klare Haltung zum Kampf gegen die 
Klimaerwärmung einnehmen. Die 
Stimmen von hunderttausenden Ar-
beiter*innen und Angestellten dürfen 
nicht ungehört bleiben! 

TEXT Karin Stanger 

Motivierendes 
AK-Rät*innen  
Österreich 
Treffen 
15. –16. Oktober 2021

Aus allen Himmelsrichtungen sind 
die AK-Rät*innen der AUGE/UG nach 
Salzburg gekommen, um sich auszu-
tauschen und Pläne zu schmieden.

Nach den AK-Wahlen 2019 war das 
erste Treffen ursprünglich für 2020 
angesetzt, aber da hat uns Corona 
einen Strich durch die Rechnung 
gemacht. Umso feiner war es nun end-
lich persönlich zusammenzukom-
men. Neben dem Kennenlernen beim 
großen Begrüßungsbingo und dem 
Vernetzen stand am Programm, die 
verschiedenen Ausgangssituationen 
in AK und Gewerkschaft in den Bun-
desländern kennenzulernen. Zudem 
haben wir daran gearbeitet, wie wir 
die österreichweite Vernetzung und 
Zusammenarbeit intensiveren kön-
nen. Wenn die Pandemie ein Gutes 
hat, dann dass wir alle schneller ge-
lernt haben uns digital zu vernetzen 
und zu arbeiten. Das Wissen wollen 
wir auch in Zukunft besser einsetzen, 
nicht nur für die AK-Arbeit.

Trotzdem, wir haben wieder gemerkt: 
Politik lebt vom persönlichen Aus-
tausch!
Man muss sich einfach gspiarn!



29die Alternative • 2021

D E M  U G - U N I V E R S U M

Jedes Jahr um diese Jahreszeit befassen 
wir uns mit Thema der fairen Entlohnung 
von Frauen. Wie ist die Entwicklung in 
den letzten Jahren?

Wenn man sich die Zahlen zum Equal Pay 
Day 2021 ansieht, könnte man sich fast zu früh 
freuen. Immerhin verkürzt sich die Zeit, in der 
Frauen gratis erwerbsarbeiten im Vergleich zu 
den Vorjahren. Allerdings ist die Freude getrübt, 
denn das geschieht nur sehr langsam und jeder 
Tag unfairer Bewertung von Arbeit ist ohnehin 
einer zu viel.

Oft wird argumentiert, dass das niedrigere 
Einkommen von Frauen auch an der 
Teilzeitarbeit liegt. Hält dieses Argument 
einer Überprüfung stand? 

Nein, denn der Equal Pay Day wird anhand 
von durchschnittlichen Jahres-Bruttobezüge 
der Arbeitnehmer*innen mit ganzjährigen Be-
zügen und Vollzeitbeschäftigung berechnet. Das 
heißt, diese üblichen Erklärmodelle, wie Teilzeit 
oder fallweise Beschäftigung, ziehen bei diesem 
Vergleich nicht. Es ist offenbar allein schon die 
Tatsache, dass es sich um Frauenarbeit handelt 
Grund genug, einfach weniger dafür bezahlt zu 
bekommen.

Dann kann also gesagt werden, dass 
Frauenarbeit immer noch weniger Wert 
hat als Männerarbeit?

Wie jedes Jahr hören wir von Verantwortli-
chen vielerlei Lösungsansätze: von mehr Mäd-
chen und Frauen in Männerberufe zu holen über 
die Erhöhung des Frauenanteils in Führungspo-
sitionen bis hin zum Ausbau von Betreuungsan-
geboten – was ja alles im Einzelnen zu begrüßen 
ist, allerdings das Grundproblem bestenfalls 
streift. Denn Arbeiten wie Pflege, Reinigung, 
soziale und pädagogische Berufe, Dienstleis-

tungen und Organisationstätigkeiten etc. sind 
immer noch in der Hierarchie weiter unten und 
damit als weniger wert angesehen. Und das nur 
aus dem Grund, weil sie frauendominiert sind. 
Dieser Umstand wird nicht angegangen und da 
helfen auch nicht mehr Frauen in so genannten 
Männerberufen oder in Führungspositionen.

Was könnten denn Lösungsansätze sein? 
Müssen wir da vielleicht ganz neue Wege 
gehen?

 Die Ansätze zu gerechterer Bewertung von 
Arbeit über Branchengrenzen hinweg gibt es 
bereits: So etwa der Comparable-Worth-Index 
(CWI), der anhand von Anforderungen und Be-
lastungen die Bewertung von verschiedenen 
Berufen vergleichbar macht. Insbesondere un-
sere Kolleg*innen in den Pflege- und Sozialberu-
fen fordern die Anwendung solcher Maßzahlen 
schon lange. Und Corona hat uns deutlich ge-
zeigt, wie überfällig die Neubewertung von 
Arbeit auch in anderen betroffenen Berufsgrup-
pen – den sogenannten systemrelevanten, aber 
unterbezahlten – ist. Aber auch Gewerkschaf-
ter*innen müssen endlich die hierarchischen 
Barrieren zwischen den Geschlechtern und be-
stimmten Berufsgruppen offensiv aufbrechen. 
Wer oder was hindert uns daran, zum Beispiel 
neue Argumente in die Gehaltsverhandlungen 
einzubringen und endlich gerechtere Kollekti-
vlöhne unter dem Aspekt der Neubewertung von 
Arbeit zu fordern?“

Der Equal Pay Day im Herbst gibt jenen 
Tag an, ab dem die Frauen in diesem Jahr 

„gratis“ arbeiten. Das bedeutet, an diesem 
Tag haben die Männer im Schnitt bereits 
so viel verdient, wie Frauen im ganzen 
Jahr. Berechnet wird dieser Stichtag auf 
Basis von Vollzeitbeschäftigung.

Equal Pay Day 2021 
Kein Grund zur Freude 
Marion Polaschek, Betriebsrätin und UG Vorsitzende über den 
dringend notwendigen neuen Blick auf die Bewertung von Arbeit.

Das Interview führte Renate Vodnek
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N O T I Z E N

KV Verhandlungen
Die Herbstlohnrunde der Kollektiv- 
vertragsverhandlungen (KV) startete 
traditionellerweise mit den Metal-
ler*innen, die eine Vorbildwirkung 
für die anderen Verhandlungen hat. 
Warnstreiks führten schlussendlich 
zu einem Ergebnis. Auch beim KV 
Handel (etwa 430.000 Angestellte) 
ist nach mehreren Verhandlungsrun-
den und Betriebsversammlungen eine 
Einigung gelungen. Weitere KV-Ver-
handlungen in anderen Branchen lau-
fen noch, die Ergebnisse stehen noch 
nicht fest.
Mehr Informationen auf oegb.at und 
den Webseiten der Einzelgewerk-
schaften.

Neue Studie zu Amazon-Paket-
zusteller*innen in Österreich 
Kein anderer Konzern macht so viel 
Geld wie Amazon und beutet gleich-
zeitig seine Paketzusteller*innen so 
stark aus. Die Arbeiterkammer und die 
Wirtschaftsuniversität Wien beleuch-
ten in ihrer Studie „Systemrelevant, 
aber unsichtbar” die Arbeitsbedin-
gungen migrantischer und geflüch-
teter Amazon-Zusteller*innen. Die 
Ergebnisse: 10-Stunden-Tag ist üblich, 
Subunternehmer-Konstr uktionen 
verschleiern Amazon-Verantwortung. 
Das System funktioniert auch deshalb, 
weil es die Schwächsten in der Ge-
sellschaft trifft: Migrant*innen. Die 
Gewerkschaft fordert deshalb eine 
Gesetzesinitiative zur Versenderhaf-
tung.  oegb.at

Kampagne Patente 
freigeben - Pandemie beenden 
Wegen Patenten und anderer Exklu-
sivrechte werden im Kampf gegen die 
Corona-Pandemie zu wenig Impfstoffe 
produziert. Menschen im globalen Sü-
den können daher nicht ausreichend 
mit Impfstoffen und Medikamenten 
versorgt werden. Diese Verzögerung 
ist tödlich, jeden Tag sterben zehn-
tausende Menschen an Covid. Das ist 
auch eine Gefahr für uns alle, denn da-
durch entstehen immer wieder neue 
Mutationen des Virus und wird die 
Pandemie weiter verlängert!
patente-freigeben.info 

Bündnis Mehr für Care
Das Bündnis von Organisationen, 
Netzwerken und engagierten Einzel-
personen fordert mehr Platz und Geld 
für CARE und eine geschlechterge-
rechte Budget- und Finanzpolitik. Die 
Aktivist*innen organisieren sich ge-
meinsam für eine Wirtschaft, die für 
alle sorgt. Das Bündnis ist aus einem 
Online-Event im Februar 2021 ent-
standen, das Femme Fiscale gemein-
sam mit mehreren feministischen 
Initiativen organisiert hat.
Informationen über die nächsten Tref-
fen oder Veranstaltungen finden sich 
auf der Webseite 
mehr-fuer-care.at

Petition Energiecharta-Vertrag 
stoppen
Vor zwei Jahrzehnten trat der Energie- 
charta-Vertrag in Kraft. Mit dem Ver-
trag können Energiekonzerne Staaten 
für klimafreundliche Gesetze abstra-
fen, die ihre Profite bedrohen. Er ist 
ein mächtiges Instrument, um die 
Energiewende von klimaschädlichen 
fossilen Brennstoffen hin zu erneuer-
baren Energien zu blockieren. 
Jetzt Petition unterzeichnen! 
Energiewende retten!
Energiecharta stoppen!  attac.at

 „7 Tage für Frieden“
Dieses Symposium zur Friedenspä-
dagogik war eine Veranstaltung für 
Menschen aus dem pädagogischen 
Bereich, die sich mit Friedenspäda-
gogik auseinandersetzen möchten. 
Im Gespräch mit Cornelia Stahl er-
läutert die Programmleiterin Ursula 
Gamauf-Eberhardt den Ansatz der 
Friedenspädagogik. Sie verleiht darin 
auch ihrer Überzeugung Ausdruck, 
dass Klimawandel, Artensterben, Pan-
demie und nationalistisch motivierte 
Kriege gemeinsam betrachtet werden 
müssen, um nachhaltige Lösungsan-
sätze zu finden. 

Das vollständige Interview findet sich 
auf blog.diealternative.org 
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Hannelore Hellermann
Hannelore Hellermann, 71, verstorben am 
7. Oktober 2021 in Linz

Liebe Hannelore!
Im Herbst 1983 habe ich dich in einem Spanisch 
Kurs kennengelernt. Du konntest deine Zweit-
sprache perfekt, wolltest aber auch deinem Sohn 
den Zugang zu seinen Wurzeln öffnen. Wurzeln, 
die in deinem Engagement in den 70ern in Ecua-
dor gelegt wurden. Zwanzig Jahre später war ich 
mit dir in diesem Dorf in den Anden, eine Frau saß 
vor dem Haus und sagte: „Hannelore, wie schön, 
du bist wieder da. Komm herein, ich möchte dir 
etwas zeigen und ich habe eine Frage dazu?“
Welch nachhaltigen Eindruck hast du da hinter- 
lassen, welche Erinnerungen an dich tragen 
die Indigena-Frauen dort immer noch in ihren  
Herzen.
Davor durfte ich deine Qualitäten, dein Engage-
ment, deinen Einsatz für Frauen und für „die da 
unten“ erfahren. Von dir habe ich gelernt, dass 
unermüdliches Eintreten für eine gerechte und 
solidarische Gesellschaft zur Lebenshaltung 
werden kann, und anspruchsvolle Kultur nicht eli-
tär sein muss. Das Zitat „Der Kopf ist rund, damit 
das Denken die Richtung wechseln kann“, von 
Francis Picabia, hing bis zu deinen letzten Tagen 
in deinem Zimmer im Seniorenheim der Franzis-
kusschwestern in Linz.
Noch in den 90ern hast du nach mir das AK-Mandat  
für die Alternativen Gewerkschafter’innen in OÖ 
angenommen und dich auch in der damaligen 
Pensionsversicherung der Angestellten als  
Betriebsrätin engagiert. Die neoliberale Zusam-
menlegung der Versicherungsanstalten hast 
du nicht mehr mitgemacht und dich wieder der 
basisorientierten Sozialarbeit im Magistrat Linz 
gewidmet. Bis, … ja, bis dir eine heimtückische 
Krankheit deinen Lebensradius immer bedrohli-
cher eingeschränkt hat. Im Oktober 2021 hast du 
aufgeben müssen. Die schönen und nachhaltigen 
Erinnerungen bleiben. In mir und wie ich weiß, in 
vielen Freund’innen, bleibst du die Kämpferin für 
die Kleinen, für Gerechtigkeit, für die Frauen, für 
sozial Schwache, für eine Demokratie mit mög-
lichst geringen Hierarchien, die Gewerkschafterin, 
Mutter, Großmutter und liebenswerte Freundin.
Mit dem Rad sind wir durch Spanien, Italien und 
Frankreich gefahren. Wir haben dein und mein 
Lateinamerika bereist, wunderbare Gemeinsam-
keiten waren das. Eine feine und angenehme  
Reise wünsche ich dir auch jetzt.
Fahre wohl, liebe Hannelore

Luis

N A C H R U F

Der Kopf ist rund, damit 
das Denken die Richtung 
wechseln kann
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Arbeitslosengeld rauf!

Jetzt Volksbegehren unterstützen.
Es gibt viele Argumente für die Erhöhung der Nettoersatzrate,  
eines der zentralen ist der Schutz vor Armut und die Bekämpfung 
von Existenzängsten. Österreich hat vergleichsweise eine niedrige  
Nettoersatzrate mit 55% des letzten Einkommens. Die Folge 
ist, dass das Arbeitslosengeld oft unter der Armutsschwelle liegt.  
Damit können viele Arbeitslose von der Arbeitslosenunterstüt-
zung nicht leben. 
Ein höheres Arbeitslosengeld und die Verbesserung des sozialen 
Schutzes ist ein wirksames Mittel gegen Lohndumping. Es geht 
also alle etwas an, ob sie nun von Arbeitslosigkeit betroffen oder 
bedroht sind oder aber ein stabiles Beschäftigungsverhältnis  
haben. Der Druck auf die Löhne steigt, je niedriger die Arbeits- 
losenunterstützung ist. 
Das sind nur zwei ausgesuchte Gründe für ein höheres Arbeits- 
losengeld. Leider agiert die Politik derzeit in die andere Richtung. 
Die kolportieren Reformvorschläge haben alle das Ziel, die Position  
von Arbeitslosen noch weiter zu verschlechtern. Dagegen muss 
ein starkes Zeichen gesetzt werden.
Daher: bitte unterstützt das Volksbegehren mit eurer Unter-
schrift, online oder auf jedem Bezirks- bzw. Gemeindeamt.
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